
Amtsblatt der k. k. Reichshaupt« und Residenzstadt Wien. — Nr. 87, 29. Oclober 1901.

1901 . X.

Gesetze , Verordnungen n»i>Entscheidungen,
ivwie

Norn»itil>1iestiimii»M >l des Gcmciiidcrathes, Stadtrathcs ,m »cs Btaljistiatcs
in Zligelksiciihiitkii der Oeineiiioelierllillltiiiiß mid politiSchen Äiiilsfüliriniß

Inhalt:
I . Verordnungen und Entscheidungen:

1 . Äußere Geschäflsbezeichnung für Zahntechniker , welchen die Vornahme
zahnärztlicher Functionen gestattet wurde.

2 . Verpflichtung zur Herstellung eines Hauscanales.
3 . Verpflichtung der Gemischtwaren -Verschleißer zur Anmeldung des Flaschen-

bierhandels.
4 . Den abgewiesenen Bewerbern um Apotheker - Concessionen sind die Namen

der Beliehenen bekanntzugeben.
5 . Verpflegskosten für in öffentlichen Gebäranstalten unlergebrachte kranken-

versicherungspflichlige Wöchnerinnen.
6 . Drucksorten zur Verfassung der Jahresstalistik der registrierten Hilfs-

cassen.
7. Vorschrift , betreffend Anwendung der Nadschuhe oder Schleifen (Bremsen)

zur Hemmung der Räder.
8 . Essig - und Schwefeläther als Zusätze zu alkoholischen Getränken rc.
9 . Sanitätspolizeiliche Controle trachomkranker ungarischer Arbeiter.

10 . Betriebsanlagen zum Dörren von Obst , Cichorien und sonstige » land¬
wirtschaftlichen Producten.

11 . Bezug von Unkallsrenten reichsdeutscher Unfallversichernngsanstalten durch
österreichisch-ungarische Staatsangehörige.

12 . Zur Gewerbeberechtigung der Gemischtwaren -Verschleißer.
13 . Verbot des Hausierhandels im Gebiete der Stabt Hainburg.
14 . Das Verhalten vor , während und nach einer Überschwemmung der an

der Donau und am Wiener Donancanale liegenden Gemeindebezirke
Wiens.

15 . Stempel auf Eingaben um Einfuhrbewilligung für amerikanische Reben.
16 . Die Errichtung eines ständigen technischen Bureaus seitens einer zur

Herstellung von Anlagen für Erzeugung und Leitung von Elektricität
concessionierle » Firma erscheint als Zweigniederlassung , wofür gemäß
H 40 G .-O . eine eigene Concession zu erwirken ist.

17 . Sicherheitspolizeiliche Bestimmungen hinsichtlich des Fuhrwerksverkehres
im XVIII . Bezirke.

18 . Zulassung der Rippendecken der Firma G . A. Wayß L Comp , bei
Ballführungen.

19 . Hintanhaltung von Verunreinigungen.
I I . Nvrmativbcftimmungen:

Gemeinderath:
20 . Aufhebung des Z II der Kundmachung über die Abgabe von Wasser

aus der Kaiser Franz Josef -Hochquellenleitung.
Stadlrath:

21 . Hinterlegung der Schlüffe ! sämmllicher städtischen Lassen in der städtischen
Hauptcasfa.

22 . Städtische Bauführungen auf fremden Grundstücken.
Magistrat:

23 . Verfahren bei Entscheidungen Uber die Pflicht zur Zahlung von Spitals-
pflegegebüren.

24 . Anschaffungen für städtische Ämter im Handeinkaufe.
25 . Übertragung der Verwaltung des Theresienbades an das Magistrats-

Departement VII.
26 . Einladung der Mitglieder der vom Gemeinderathe zur Controle des

unbeweglichen Vermögens eingesetzten Commission zu den Local¬
augenscheinen.

27 . Vereinfachung bei der Berechnung der Wassergebüren.
28 . Verbot von Sammlungen unter den städtischen Beamten und Dienern

anlässlich von Dienstjnbiläen u . dergl.
III . Gesetze von besonderer Wichtigkeit für den politischen

Verwaltungsdienst:
29 . Gebaruugsüberschüsse der cumulativen Waisencassen.
Verzeichnis der >m Neichsgesetzblatte und Landesgesetzblatte

lür Österreich unter der Enns im Jahre  1901 pnblicierten
Gesetze und Verordnungen.

I. VeriN'lmuiuieii mW Entscheidungen.
i.

Äußere Geschäftsbezeichnung für Zahntechniker,
welchen die Bornahme zahnärztlicher Functionen

gestattet wurde.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 15 . Mai

1901 , Nr . 3805 (M .-Z . 76697/XVII ) :
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers I

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. zweiten
Präsidenten Dr . Freiherrn v. Lemayer,  in Gegenwart der Räthe des k. k.
Verwaltungsgerichtshofes Praxmarer,  Dr . Hab er  er , Dr . Ritter «. Heiterer
und Ritter v. Falser,  dann des Schriftführers k. k Hof -Secretärs Grafen
Lamezan,  über die Beschwerde des A . . . L . . . , Zahntechnikers in Wien,
gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 30 - März
1900 , Z . 6708 , betreffend die Führung des Titels „Zahnarzt ' und die Be¬
zeichnung seiner Betriebsstätte als „zahnärztliches Atelier " , nach der am
15 . Mai 1901 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar
nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des
Dr . Emil Roth,  Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , in Vertretung der
Beschwerde , und des k. k. Sectionsrathes Dr . Leopold Melichar,  in Ver¬
tretung des belangten Ministeriums des Innern , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:
Dem Zahntechniker A . . . L . . ., dessen von der Bezirkshauptmann¬

schaft Sechshaus ausgefertigter Gewerbeschein vom 2 . Juli 1889 , Z . 47038,
aus die Berechtigung zur Anfertigung von künstlichen Zähnen und zum
Handel mit denselben lautet , wurde auf Grund Allerhöchster Entschließung
vom 8 . September 1897 mit dem Erlasse des Ministeriums des Innern vom
13 . September 1897 , Z . 28651 , die ausnahmsweise Bewilligung ertheilt , die

Entfernung lockerer Zähne und Wurzeln zum Zwecke des Zahnersatzes , die
Reinigung , sowie das Plombieren der Zähne , jedoch mit Ausnahme jeder
Narkose vorzunehmen . Dieses erweiterte zahntechnische Befugnis übt A , . .
L. . . im XIV ., . gaffe 27 , aus , wobei er sich der Charakter -Be¬
zeichnung „Zahnarzt " bedient und Firmatafelii mit den Auischliften „ zahn-
ärztliches und zahntechnischesAtelier " , „ zahnärztlicheOrdination A . . . L . . ."
angebracht hat.

Mit der vorliegenden Beschwerde wird die Entscheidung des Ministeriums
des Innern vom 30 . März 1900 , Z . 6708 , mit welcher in Bestätigung der
unterinstanzlichen Entscheidungen dem genannten Zahntechniker die Führung
des Titels „Zahnarzt " und die Bezeichnung seiner Belriebsstätte als „zahn¬
ärztliches Atelier ' untersagt wurde , als gesetzwidrig mit der Behauptung an-
gefochten , dass der Beschwerdeführer zu der beanständeten Bezeichnung seiner
Tbätlgkeit durch den Erlass des Ministeriums des Jnuern vom 13 . September
1897 , Z . 28651 , und durch seine nachgewiesene Befähigung berechtigt sei.

In ersterer Richtung argumentiert die Beschwerde : mit dem citierten
Ministerial -Erlasse sei aus Grund Allerhöchster Entschließung dem Beschwerde¬
führer die Vornahme von Verrichtungen im Munde des Menschen bewilligt
worden , welche nach H 2 der Ministerial -Verordnung vom 20 . März 1892,
Ri -G .-Bl . Nr . 55 , dem Zahntechniker untersagt seien ; durch die Bezeichnung
„Zahntechniker " werde daher die ihm außer der Berechtigung zur gewerbs¬
mäßigen und mechanischen Herstellung von Ersatzstücken für den menschlichen
Mund und von künstlichen Zahnen , Bestandtheilen solcher Ersatzstücke zu¬
stehende Berechtigung zum Zahnziehen , zum Reinigen und Plombieren der
Zähne nicht zum Ausdrucke gebracht ; Zahnziehen und Plombieren der Zähne seien
— wie schon daraus hervorgeht , dass diese Verrichtungen von der Berechtigung
des Zahntechnikers ausgeschlossen sind — nicht zahntechnische , sondern als
Eingriffe in das organisch - Gefüge des menschlichen Mundes , gleich anderen
chirurgischen Operationen , zahnärztliche Functionen ; da also der Beschwerde¬
führer zur Vornahme zahnärztlicher Functionen befugt sei, müsse ihm auch
gestattet sein , seine Thätigkeit nach außen als eine zahnärztliche zu be¬
zeichnen.

Diese Argumentation müsse als vollkommen schlüssig erkannt werden,
wenn die Auslegung richtig wäre , welche die Beschwerde dem citierten
Ministerial -Erlasse dahin zu geben versucht , dass mit demselben dem Be-
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schwerdeführer das Recht zur Ausübung einer zaknärztlichen Praxis ertheilt
worden sei. Denn in diesem Falle würde der Beschwerdeführer allerdings sich
„Zahnarzt " nennen und sein Atelier als ein „zahnärzliches " bezeichnen können,
da ja der zur Ausübung der Zahnheilkunde oder der zahnärztlichen Praxis
Berechtigte ein Zahnarzt und seine berufliche Thätigkeit eine zahnärztliche ist,
ohne dass es darauf ankommt , ob der Betreffende die Berechtigung zur Aus¬
übung der zaknärztlichen Praxis auf Grund des akademischen Doctorgrades
besitzt oder auf anderem Wege erlangt hat.

Mit dem besagten Ministerial -Erlasse ist jedoch dem Beschwerdeführer
als Zahntechniker nur die ausnahmsweise Bewilligung „ zur Entfernung
lockerer Zähne und Wurzeln zum Zwecke des Zahnersatzes , zur Reinigung,
sowie zum Plombieren der Zäbne mit Ausschluss der Anwendung jeder Art
von Narkose " ertheilt worden . Die Berechtigung zur Bornahme dieser einzelnen
zahnärztlichen Verrichtungen ist aber nicht gleichbedeutend mit der Berechtigung
zur Ausübung der zahnärztlichen Praxis . Diese umfasst das Recht , die Zahn¬
heilkunde im vollen Umfange , also die Heilung von Zahnleiden jeder Art
durch operativen Eingriff oder durch Anwendung der sonstigen durch Kunst
und Wissenschaft gebotenen Mittel zu bethätigen . Die Berechtigung zur Aus¬
übung dieser unbeschränkten Zahnheilkunde kommt außer dem akademisch
graduierten Arzte demjenigen zu , welchem die Bewilligung zur Ausübung der
zahnärztlichen Praxis durch einen besonderen Act ertheilt worden ist.

Sowie nun auch jemand , der , ohne einen akademischen Grad zu besitzen,
die Bewilligung zur Ausübung der ärztlichen Praxis erlangt Hai, sich mit
Recht die Bezeichnung „Zahnarzt " beilegt , so wird auch die Ankündigung
„zahnärztliche Ordination " oder „zahnärztliches Atelier " nicht anders auf-
gefasst werden können , als dass hier von einem Zahnärzte ordiniert , be¬
ziehungsweise von einem solchen zahnärztliche Verrichtungen vorgenommen
werden.

Hieraus ergibt sich, dass der Beschwerdeführer aus der ihm ertheilten
Bewilligung , bei Ausübung seines zahntechnischen Befngnisses auch einzelne
zahnärztliche Functionen vorznnehmen , die Berechtigung , sich Zahnarzt zu
nennen , nicht folgern kann , und dass er eben deshalb auch nicht berechtigt ist,
seine Betriebsstätie mit der Aufschrift „zahnärztliches Atelier " zu bezeichnen,
da diese Aufschrift zu der irrigen Annahme führt , dass der Beschwerdeführer
zur Ausübung der Zahnheilkunde oder der zahnärztlichen Praxis überhaupt
berechtigt sei, während ihm doch nur das Reinigen und Plombieren der
Zähne , sowie nur zum Zwecke des Zahnersatzes das Zahnziehen gestattet ist.

Wenn der Beschwerdeführer mit Recht hervorhebt , dass die Bezeichnung
„Zahntechniker " die ihm zustehenden Berechtigungen nicht erschöpfe, so ist zu
bemerken , dass der Beifügung der ihm durch den citierten Ministerial - Erlass
zugestandenen Befugnisse zu der Bezeichnung „Zahntechniker " nicht entgegen¬
steht , der Titel „Zahnarzt " und die Bezeichnung „zahnärztliches Atelier " hat
aber einen über jene Befugnisse hinausgehenden Inhalt.

Wenn die Beschwerde sich Weilers auf die vom Beschwerdeführer bei¬
gebrachten Nachweise seiner wissenschaftlichen Befähigung stützt und meint,
hieraus dessen Berechtigung zum Gebrauche der beanständeten Bezeichnungen
oder doch deren Unbedenklichkeit ableiten zu können , so ist schon gezeigt worden,
dass allerdings die Berechtigung zur Ausübung der zahnärztlichen Praxis dem
Betreffenden das Recht gibt , sich Zahnarzt zu nennen und seine Thätigkeit als
eine zahnärztliche zu bezeichnen , und dass der auf Grund eines an einer öster¬
reichischen Universität erworbenen akademischen Grades erlangte Charakter eines
Zahnarztes zur Ausübung der zahnärztlichen Praxis berechtigt . Dass aber
das von der Universität in Belogna ausgefertigte , von der königl . Universität
in Budapest nostrificierte Diplom eines Magisters der Zahnheilkunde , welches
im diesseitigen Ländergebiete gemäß der Ministe,ial -Berordnung vom 6. Juni
1880 , R .- G .- Bl . Nr . 240 , nur durch die Nostrification an einer diesseitigen
Universität zur praktischen Geltung gelangen könnte , den Beschwerdeführer zur
Ausübung der zahnärztlichen Praxis in den im Reichsrathe vertretenen König¬
reichen und Ländern nicht berechtigt , hat derselbe selbst durch sein Einschreiten
um die Gestattung der Vornahme gewisser zahnärztlicher Functionen anerkannt.

Mit dem vom Beschwerdeführer am Schluff - der Beschwerde beanspruchten
Rechte zur Führung des akademischen Titels „ Magister der Zahnheilkunde
der königl . Universität in Budapest " hatte sich der Gerichtshof nicht zu be¬
soffen , da dem Beschwerdeführer das Recht zur Führung dieses Titels mit
der angefochtenen Entscheidung nicht abgesprochen wurde.

Diesen Erwägungen zufolge konnte der Gerichtshof in den gleichlautenden
Entscheidungen der Administrativbehörden eine Gesetzwidrigkeit nicht erkennen
und war daher die Beschwerde als unbegründet abzuweisen.

2 .
Verpflichtung zur Herstellung eines Hauscanales.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 31 . Mai
1901 , Nr . 4287 (M .-Z . 75930/IX ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Grafen Bylandt - Rheidt , in Gegenwart der Näthe des k. k.
Verwaltungsgerichtshoses Dr . Zistler , Freiherrn v. Jacobi , Zenker und
Dr . Ritter v. Popelka , dann des Schriftführers k. k. Hossecretärs Ritter
v. Pienczyko wski , über die Beschwerde des Gustav Franke und der Karoline
Mittmann in Wien gegen die Entscheidung der Wiener Baudeputation vom
15 . Juni 1900 , Z . 227 , betreffend die Herstellung eines Hauscanales , nach
der am 31 . Mai 1901 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung,
und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Aus¬
führungen des Dr . Otto Eckstein , Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , in

Vertretung der Beschwerde , dann der Gegeiiansführungen des k. k. Statthalterei-
rathcs Freiherrn v . Sib er , in Vertretung der belangten Wiener Bandeputalion
und jener des Dr . Robert Swoboda,  Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien,
in Vertretung der mitbetheilioten Stadtgemeinde Wien , zu Recht erkannt:

Tie Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:
Mit dem Bescheide des Wiener Magistrates vom 12 . October 1899,

Z . 155883 , wurden die Beschwerdeführer als gemeinsame Eigenthümer des
Hauses IX ., Spittelauerlände 5 , beauftragt , mit Rücksicht auf die Erbauung
des Havptsammelcanales auf der Spittelauerlände gemäß Z 58 , Schlusssatz
der Wiener Bauordnung in diesem Hause nach vorher eingeholter baubehörd¬
licher Genehmigung den Hauscanal herzustellen und in den Hauptsammelcanal
einzumLnden , die bestehende Senkgrube zu beseitigen und die Dachabfallsrohre
mit dem herziistellenden Hauscanale in Verbindung zu bringen.

Die vorliegende Beschwerde richtet sich gegen die Entscheidung der Ban-
deputation für Wien vom 15 . Juni 1900 , Z . 227 , mit welcher der gedachte
Auftrag unter Zurückweisung des dagegen eiugebrachten Necurses der Haus-
eigenthümer vollinhaltlich bestätigt wurde.

Die Beschwerdesübrer behaupten , dass der H 58 der Bauordnung für
die Reichshaupt - und Residenzstadt Wien vom 17 . Jänner 1883 keineswegs
auf schon bestehende Gebäude Bezug habe , sondern gleichwie H 57 lerx . eit.
nur von neuen Ballführungen und solchen Herstellungen zu verstehen sei, die
einem Neubaue gleichgehalren werden können . Da nun aber das in Frage
stehende Haus lange vor dem Jahre 1883 erbaut worden und eine Herstellung
der vorgedachten Art an demselben nicht im Zuge sei, so könne den Beschwerde¬
führern der angefochtene Auftrag nicht ertheilt werden.

Was zunächst den Auftrag wegen Casfierung der bestehenden Senkgrube
und Herstellung eines in den städtischen Hauptsammelcanal einmündenden
Hauscanales betrifft , so ist der Gerichtshof der Erörterung der Frage nicht
näher getreten , inwiefern die Beschwerdeführer schon nach dem Wortlaute des
H 58 der derzeit geltenden Bauordnung für sich allein zu den ihnen auf¬
getragenen Herstellungen verhalten werden können . Derselbe hat vielmehr
constatiert , dass bereits im H 18 der mit dem Negierungscirculare vom 13 . De-
cember 1829 , Z . 67863 , publicierten Bauordnung für die k. k. Reichshaupt-
und Residenzstadt Wien (n .-ö. Provincial -Gesetz-Sammlung 1829 , Seite 898)
folgende Bestimmung getroffen erscheint : „ Bei neuen Bauführungen und bei
Herstellungen , die einem neuen Bane gleichgehalten werden können , ist (in der
Regel ) ein gemauerter Hauscanal anzulegen , und nur in denjenigen Gegenden,
wo sich dermal noch kein Communalcanal befindet , wird ausnahmsweise die
Herstellung einer Senkgrube , jedoch nur insolange gestattet , als dem Mangel
eines Communalcanales noch nicht abgeholfen ist. "

Diese gesetzliche Bestimmung ist ihrem vollen wesentlichen Inhalte nach
in die späteren Bauordnungen für die Reichshaupt - und Residenzstadt Wien
übergegangen , wie sich aus dem H 53 der Verordnung des Ministeriums
des Innern vom 23 . September 1859 , R .-G .-Bl . Nr . 176 , und aus H 60
des Landesgesetzes für Niederösterreich vom 2. December 1868 , L.-G .-Bl.
Nr . 24 , erweist.

Es ist völlig klar , dass nach der eben angezogenen , in den früher be¬
standenen Bauordnungen immer wiederkehrenden gesetzlichen Bestimmung jeder
Erbauer eines Hauses , auch wenn ihm nach dem damaligen thatsächlichen
Zustande der Dinge vorläufig die Errichtung einer Senkgrube gestattet war,
dennoch die — als eine öffentlich -rechtliche Verpflichtung auf dem Gebäude selbst
haften bleibende — Verpflichtung auf sich hatte , daun an Stelle der Senk¬
grube einen Unrathscanal anzulegen , sobald ein Hauptcanal bergestellt wurde.

Nach der eigenen Anführung der Beschwerde über den Zeitpunkt der
Errichtung des in Frage stehenden Gebäudes hatte der Gerichtshof keinen
Grund anzunehmen , dass die Errichtung des Hauses etwa in einen Zeit¬
punkte zurückfalle , in welchem die schon in den H 18 der Bauordnung vom
Jahre 1829 aufgenommcnc Bestimmung noch nicht gesetzliche Geltung gehabt
hätte , und dies zwar umso minder , als die letztcitierte Bauordnung , wie aus
deren Einleitung erhellt , sich selbst nur als eine Zusammenfassung der bereits
damals in Kraft gestandenen Bestimmungen darstellt.

Hienach kann also das in Rede stehende Gebäude schon ursprünglich
nur mit der ihm selbst fortdauernd anklebenden Verpflichtung errichtet worden
sein , in dem Zeitpunkte , in welchem ein Communalcanal hergestellt wurde,
die Senkgrube zu beseitigen und einen Hauscanal zu erbauen ; die ursprüng¬
lichen und alle späteren Eigenthümer konnten das Haus nur mit dieser fort¬
dauernden Verpflichtung besitzen und benützen , und diese Verpflichtung ist durch
kein späteres Gesetz, und jedenfalls auch nicht durch die Bauordnung vom
Jahre 1883 aufgehoben worden.

Es kann daher gar keinem Zweifel unterliegen , dass die Baubehörde
nunmehr , wo dem Mangel eines Hauptcanales durch die Herstellung des
Hauptsammelcanales thatsächlich abgeholfen erscheint , berechtigt war , den be¬
züglichen Auftrag an di - derzeitigen Eigenthümer des Hauses zu erlassen,
und dass die Beschwerdeführer diesem Aufträge nach dem Gesetze nachznkommen
verpflichtet find.

Was den weiteren Auftrag betrifft , die Dachabfallsrohre mit dem her¬
zustellenden Hauscanale in Verbindung zu bringen , so erscheint auch die dies-
fällige Vorschrift des H 53 der Bauordnung vom Jahre 1883 bereits in den
HZ 55 und beziehungsweise 48 der früheren Bauordnungen vom Jahre 1868
und 1859 ausgenommen , und würde hierüber insoweit dasselbe gelten , was
im vorstehenden bezüglich der Herstellung des Hauscanales angeführt wurde.

Der fragliche Auftrag steht und fällt aber überhaupt mit dem Aufträge
zur Herstellung des Hauscanales , und dies aus dem Grunde , weil in dem
Augenblicke , wo der Hauseigenthümer verpflichtet ist, Kiesen Canal herzustellen,
jedenfalls auch jene gesetzliche Bestimmung ihm gegenüber in Kraft tritt,
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welche bezweckt, die entsprechende Durchführung des Hauscanales und die Ein¬
führung der Abfallstoste in den Hauptcanal zu bewerkstelligen.

Hienach erscheinen die Beschwerdeführer zur Durchführung der ihnen
anfgetragenen Herstellungen rechtlich verpflichtet , und musste die Beschwerde
als unbegründet abgewiescn werden.

».
Verpflichtung der Gcmischtwaren - Verschleißer zur

Anmeldung des Flaschenbierhandels.
Die k. k. n .-ö. Statkhalterei hat mit Erlass vom 22 . Sep¬

tember 1901 , Z . 81138 (M .-Z . 78156 ) , dem Magistrate nach¬
stehendes Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
13 . Juni 1901 , Nr . 4685 , zur Kenntnis gebracht:

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltuugsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k, Ersten

Präsidenten Dr . Grafen Sch ön vorn , in Gegenwart der Näthe des k. k, Ver-
waltungsgerichtshofes k. k. Senatspräsidenten Ritter v. Hennig , ferner der
Hofräthe Ritter v, Schurda , Dr . Ritter v. Heiterer , Truxa , Dr . Schön
und Dr . Ploj , dann des Schriftführers k. k, Hof -Seccetärs Grafen Kuen-
burg , über die Beschwerde der Genossenschaft der nichtprotokollierten Gemischt¬
warenhändler und Verschleißer in Wien gegen die Entscheidung des k, k.
Ministeriums des Innern vom 6 . April 1900 , Z , 8367 , betreffend die Ver¬
pflichtung zur Anmeldung des Flaschenbierhandels , nach der am 13 . Juni 1901
durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Anton
Wesselsky in Vertretung der Beschwerde , sowie der Gegenausführungcn des
k. k. Ministcrial -Bice -Secretärs S onset in Vertretung des belangten k, k.
Ministeriums des Innern , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgcwiesen.

Entscheidungsgründe:
Es handelt sich um die Frage , ob jene Gemischlwaren -Verschleiß - r, welche

ihr Gewerbe vor dem 8 . April 1899 , dem Tage , an welchem die Mmisterial-
Vcrordnung vom 30 . März 1899 , N, -G .-Bl . Nr . 64 , betreffend die Regelung
des Flaschenbierhandels , in Wirksamkeit getreten ist, angemeldet haben , den
Verschleiß von Flaschenbier ausdrücklich anzumelden haben.

Die Beschwerde bestreitet diese von allen drei Instanzen ausgesprochene
Verpflichtung , sowohl mit Rücksicht auf den Wortlaut des 7 der erwähnten
Ministerial -Verordnung , als auch mit Rücksicht auf den im H 5 des Allgemeinen
bürgerlichen Gesetzbuches enthaltenen Grundsatz , dass Gesetz: nicht zurückwirken
und auf erworbene Rechte keinen Einfluss haben , welcher Grundsatz auch im
Artikel VI des Knndmachnngsvatentes zur Gewerbeordnung , wonich früher
erworbene Gewerbeberechtigungen aufrecht bleiben , zum Ausdrucke gebracht ist.

Der Verwaltuugsgerichtshof ist bei seinem Erkenntnisse von nachstehenden
Erwägungen ausgegangen:

Es ist allerdings richtig , dass Gesetze im allgemeinen nicht zurückwirken
und auf vorher erworbene Rechte keinen Einfluss haben , und hat auch die
Gewerbeordnung im Artikel VI znm Kundmachnngspatente diesen Grundsatz
anerkannt . Dies schließt jedoch nicht ans , dass durch ein Specialgesetz eine von
diesem Grundsätze abweichende Norm getroffen ivird , welche, eben weil sie
gesetzlich ist, bindend erscheint.

Das Gesetz vom 4 , Juli 1898 , N .-G -Bl . Nr . 203 , betreffend die
Regelung des Umfanges der Berechtigung einiger Detailhandelsgewerbe , setzt
im Z 1 fest, dass der Umfang der Berechtigung der Detailhandelsgewerbe mit
geringerem Warenvorrathe und mit der Beschränkung auf den Verkauf gering¬
wertiger Producte bei einem lediglich localen Betriebe (Gemischtwaren -Verschleiß,
Greisler - , Fragner - oder Höckergewerbe , Victnalienhandel und dergleichen)
im Verordnungswege geregelt werden kann . Im Z 2 Isß . eit . wird normiert,
dass mit dem Zeitpunkte , in welchem die im Z 1 erwähnte Verordnung in
Kraft tritt , die durch dieselbe geregelten Detailhandelsgewerbe nur in dem
dort bezeichnet« . Umfange ausgeübt werden dürfen . Hienach ist es evident,
dass , sobald die Regelung des Umfanges der Berechtigung der Detailhandcls-
gewerbe einmal erfolgt ist, auch jene Gewerbetreibenden , welche bisher auf
Grund ihrer Berechtigung zum Detailhandelsgewerbe den Flaschenbierhandel
betrieben haben , hiezu — da ans dieser Berechtigung dieser Handel ausgeschloffen
wurde — nicht mehr berechtigt sind.

Die Regelung des Umfanges der Berechtigung der Detailhandelsgewerbe
kann auf zweierlei Art erfolgen . Entweder positiv durch Anführung aller jener
Waren und Artikel , welche als in den Umfang dieser Gewerbeberechtigung
fallend bezeichnet werden , oder aber negativ durch Anführung jener Waren rc .,
welche aus dem Umfange dieser Gewerbeberechtigung ausgeschlossen sind.

Letzteres ist nun durch die Ministerial -Verordnung vom 30 . März 1899,
R .-G .-Bl . Nr . 64 , geschehen , indem im Z 7 bestimmt wird , dass den Inhabern
von Detailhandelsgewerben (Gesetz vom 4 . Juli 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 205 ),
welche den Handel mit Flaschenbier nicht ausschließlich , sondern neben dem
Verschleiße anderer Artikel betreiben oder künftig zu betreiben beabsichtigen,
die Berechtigung zum gewerbsmäßigen Abfüllen von Bier in Flaschen und
zum Handel mit Flaschenbier nicht schon auf Grund ihrer Gewerbeberechtigung
zusteht , dass sie daher den Handel mit Flaschenbier ausdrücklich bei der Ge¬
werbebehörde anznmelden haben.

Hienach ist durch diese Ministerial -Verordnung , und zwar auf Grund
der durch das Gesetz vom 4 . Juli 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 205 , ertheilten aus¬

drücklichen Ermächtigung , somit in legaler Weise ausgesprochen , dass der
Flaschenbierhandel nicht mehr in dem Umfange der Gewerbeberechtigung der
Detailhandelsgewerbe gelegen ist, und es kann daher dieses letztere Gewerbe
vom Tage des Inkrafttretens der Ministerial -Verordnung vom 30 . März 1899,
d. i . vom 8 . April 1899 angefaugen , nur in dem durch diese Ministerial-
Verordnung bezeichneten Umfange , d. h mit Ausschluss des Flaichenbier-
bandels betrieben werden (Z 2 des Gesetzes vom 4 . Juli 1896 , R .- G .-Bl.
Nr . 205 ) .

I » der Beschwerde wird darauf bingewiesen , dass aus dem 2 . Absätze
des § 7 der Ministerial -Verordnung vom 30 . März 1899 , wonach der be¬
absichtigte Handel mit Flaschenbier anznmelden ist, nur der Schluss gezogen
werden kann , dass es sich nur um solche Gewerbetreibende handelt , welche
vom Zeitpunkte des Inkrafttretens dieser Verordnung an ein Handelsgewerbe
anmelden , da bei Handelsgewcrbcn , die den Handel mit Flaschenbier schon
betreiben , von einem beabsichtigten Handel keine Rede sein kann.

Die Beschwerde übersieht jedoch , dass im 1. Absätze des Z 7 ausdrücklich
von jenen Inhabern von Detailhandelsgewerben , welche den Handel mit
Flaschenbier betreiben oder künftig zu betreiben beabsichtigen , gesprochen wird,
die Ministerial - Verordnung daher sowohl die bisherigen Gewerbetreibenden
als auch diejenigen , welche erst später das Gewerbe betreiben wollen , vor
Augen hat und dass mit Rücksicht darauf , dass auch für die bisherigen Detail¬
warenhändler das in ihrer ursprünglichen Gewerbeberechtigung gelegen gewesene
Recht zum Flaschenbierhandel erloschen ist, im 2 . Absätze des Z 7 die An¬
führung , dass der beabsichtigte Flaschenbierhandel anzuinelden ist, ganz am
Platze ist.

Hienach war die Beschwerde als unbegründet abzuweisen.

4 .
Den abgewiesenen Bewerbern nm Apotheker -Con-
cessionen sind die Namen der Belichenen bekanntzu¬

geben.
Circular -Eclass vom 4. Juli 1901 , Z . 57377 (M-

Z . 56301/VIII ) :
In jüngster Zeit wurde bei der Verleihung einer Apolheker -Toncession

seitens der politischen Behörden I . Instanz Unterlasten , den abgewiesenen
Bewerbern de» Namen des Beliehenen bekanntzngebcn ; hiedurch wurde ihnen
die Ausführung ihres Recurses zweifellos erschwert , da ihnen die Möglichkeit
benommen war , ihre Ansprüche gegenüber jenen des Concessionärs vergleichsweise
geltend zu machen.

Um eine derartige Schmälerung des Berufnngsrechtes für die Zukunft
hintanzuhalten , hat das k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom
21 . Juni 1901 , Z . 12511 , angeordnet , dass in Hinkunft bei Erledigungen der
Gesuche um eine Apotheker -Conccssion allen nicht berücksichtigten Bewerbern
mitzutheilrn ist, wem die Concession verliehen wurde.

Dieser Erlass ergeht an sämmtliche k. k. Bezirkshauptmannschaften in
Niederösterreich , au den Wiener Magistrat , im Wege des letzteren an alle
magistratischen Bezirksämter in Wien , endlich an die Stadträthe in Wiener-
Neustadt und Waidhofen a. d. 8) bbs.

3 .

Verpflegskosten für in öffentlichen Gebäranstalten
nntergcbrachte krankenversichernngspflichtige

Wöchnerinnen.
Die k. k. n.-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 22 . August

1901 , Z . 75225 , dem Magistrate (M .-Z . 72066 sx 1901/XV1II)
u . a. Folgendes eröffnet:

Das k. k. Ministerium des Innern ist zur Kenntnis gelangt , dass ver¬
heiratete Pfleglinge öffentlicher Gebäranstalten zur Zahlung der Berpflegsgebür
auch dann gemahnt werden , wenn sie auf Grund der Bestimmungen der
Krankenversicherungsgesetze gegen den Krankheitsfall versichert sind.

Das Ministerium hält laut Erlasses vom 10 . August 1901 , Z . 28431,
diesen Vorgang für gesetzwidrig . Wenn das Gesetz anordnet , dass bestimmte
Kategorien der im Arbeits - und Lohnverhältnisse stehenden Personen für den
Krankheitsfall versichert seien , so wollte cs diesen Personen in dem durch
Krankheit bedingten Zustande der Erwerbslosigkeit einen besonderen Schutz an¬
gedeihen lasten.

Wenn es also speciell im Falle der Verpflegung solcher Personen in
öffentlichen Krankenanstalten diesen Anstalten , zu welchen auch die öffentlichen
Gebäranstalten aehören , directe Ansprüche gegenüber den Krankencassen zu¬
gesprochen hat , so wollte es gewiss durch diese Bestimmung alle weiteren An¬
sprüche dieser Anstalten gegenüber solchen Pfleglingen ausschließen , und es sind
daher alle jene Vorschriften , welche sich aus die Einhebung der Verpflegskosten
aus dem Vermögen der Pfleglinge beziehen , für krankenversicherungspflichtige
Personen durch die Bestimmung des Z 77 des Krankenverficheriingsgesetzes
derogiert.

Dem Aufträge des Ministeriums entsprechend , hat daher die Statthalterei
den Landesausschuss ersucht , von Maßnahmen zum Versuche der Einbringung
derartiger Gebüren von krankenversicherungspflichtigen Wöchnerinnen in Hinkunst
abzusehen.

1"
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«.
Drucksorten zur Verfassung der Jahresstatistik der

registrierten Hilfscassen.
Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlass vom

27 . August 1901 , Z . 30638 (M .-Z . 74826/111 ), dem Wiener
Magistrate Nachstehendes eröffnet:

Die k. k. Hof - und Staatsdruckerei Hai mitgetheilt , dass die zur Ver¬
fassung der Jahresstatistik der registrierte » Hilfscassen erforderlichen Drucksorten,
und zwar die mit der Ministerial -Berordnuirg vom 1. December 1892,
R .- G .-Bl . Nr . 203 , vorgeschriebenen Formnlarien 6 und O nunmehr in ihrem
Drucksorten -Verschleiße aufliegen , und dass je em Eremplar des Formnlares 6,
ferner des Formnlares O (Schema I . ll und III ) um den Preis von 15 Ir,
endlich des Formnlares O (Schema IV und V) um den Preis von 8 Ir daselbst
erhältlich ist.

7 .
Vorschrift , betresfeud Anwendung der Radschuhe oder

Schleifen ( Bremsen ) zur Hemmung der Räder.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 29 . August 1901,

M .-Z . 98980/XIV:
Auf Grund des H 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März

1800 , L.-G - und V .-Bl . Nr . 17 , wird angeordnet:
Innerhalb des Gemeindegebieles von Wien dürfen zur Hemmung der

Räder nur Radschuhc oder Schleifen (Bremsen , und letztere auch nur dann
verwendet werden , wenn hiedurch die Umdrehung der Räder nicht ganz ge¬
sperrt wird.

Hemm - oder Sperrketten dürfen nie , Reißketten (Eisketten ) aber nur bei
Glatteis Verwender werden.

Übertretungen dieser Anordnungen werden mit Geldstrafen bis zum
Betrage von 400 X oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

8 .
Essig - und Schwefeläther als Zusätze zu alkoholischen

Getränken etc.
Circular -Erlass der k. k. n.-ö. Statthaltern vom 5. Sep¬

tember 1901 , Z . 75591 (M .-Z . 74149/VII1 ) :
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 8. August 1901,

Z . 45224 , hat der Oberste Sanitätsralb in der Sitzung vom 6. Juli 1901,
über die Frage der Zulässigkeit eines Zusatzes von Essigäther zu den alkoholischen
Getränken ei» Gutachten erstattet.

Aus diesem Gutachten wird dem Magistrate bekanntgegeben:
Es ist experimentell erwiesen , dass die Äthylester derjenigen organischen

Säuren , welche keine specifischen Wirkungen auf den Organismus ausüben,
pharmakologisch zur Alkoholgruppe gehören , das heißt ganz analog wie die
Alkohole selbst die Schleimhäute der ersten Wege reizen , total anästherieren,
das Centralnervenspstem zuerst erregen und bei stärkerer Einwirkung lähmen.
Zn diesen Estern gehört auch der Essigsäureätylester . Es kann daher nicht
zweifelhaft sein , dass der Zusatz irgend größerer Mengen dieses oder irgend
welcher anderer Ester zu alkoholischen Getränken als eine Übertretung der
Ministerial -Verordnung vom 20 . November 1894 , R .-G .-Bl . Nr . 221 «wieder
knndgemachl als Beilage IX der Ministerial -Verordnung vom 13 . October
1897 , R .-G .-Bl . Nr . 234 ) zu bestrafen ist, obwohl die narkotischen Wirkungen
dieser Ester geringer sind als die des Alkohols selbst.

Eine andere Frage ist, ob auch die Verwendung sehr kleiner Mengen
dieser Ester und spcciell des Elsigesters zum Zwecke der Parfümierung der
Kunstrume und der auf „ kaltem Wege " hergestellten Trinkbrantweine und
Liqueure überhaupt als veroolen zu betrachten sei.

Die Parfümierung der Kunstrume und Fayon -Brantweine kann umso
weniger unter die Ministerial - Verordnung vom Jahre 1894 subsumiert
werben , als auch der echte Rum und die echten aus dem Wege der Destillation
gewonnenen Brantweine , wie Cognac , Slivovitz u . s. w . ihren eigenthümlichen
Geschmack und Geruch hauptsächlich der Anwesenheit von Ameisensäure -, Essig¬
säure -, Buttersäure - und anderen Estern verdanken.

Allerdings sind diese Ester in den echten Brantweine » nur in Spuren
vorhanden . Als Essigsäure -Ester berechnet , beträgt die Gesammtmenge dieser
Ester in echtem Cognac , Slivovitz und ähnlichen Destillaten meistens nur
wenige Hundertel Percent , Wohl niemals 0 '1 Percent und darüber . In den
echten Ruinen ist der Estergehalt höher . Indessen dürfte auch in diesen —
wenn von der echten Rumessenz abgesehen wird , welche nur zum Importe
dient und für den Consum mit Sprit verschnitten wird — der Estergehalt nie
über 0 2 Percent steigen.

Die angegebenen Zahlen bieten zugleich die Anhaltspunkte , um die
Grenze zwischen erlaubter Parfümierung und verbotener Verstärkung zu
ziehen . Für fämmtliche Spirituosen , welche auf kaltem Wege hergestellt sind,
mit Ausnahme der Kunstrume , also für alle Faoon -Brantweine und Liqueure,
wäre diese Grenze etwa bei 01 Percenl zu ziehen.

Für Kunstrume dürfte es nothwendig sein , die Grenze des Estergehaltes
etwas höher anzusetzen , als dem Gehalte der echten Rume entspricht , da der
natürliche Parfüm der letzteren noch anderen Stoffen als Estern entstammt

und nur durch einen reichlicheren Zusatz von Estern seiner Intensität noch
erreicht werden kann . Wenn für die Kunstrume die Grenze bei 0 5 Percent
gezogen würde , wäre aber damit allen billigen Wünsche » Rechnung getragen,
ohne dass von einer erheblichen Verstärkung der betreffenden Rume die Rede
sein könnte . Kostversnche , die in der k. k. Lebensmittel -Untersuchungsanstalt in
Wien vorgenommen wurden , haben wenigstens ergeben , dass ein Zusatz von
0 ' 2 Percent Essigester zu 45 Percent Sprit noch nicht genügen würde , um
den intensiven Rumgeschmack zu ermöglichen , während 05 Percent dazu
ausreicht.

Hievon werden fämmtliche politischen Bezirksbehörden in Niederösterreich,
k. k. Polizei -Direcnon in Wien in Kenntnis gesetzt.

Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 3. October
1901 , Z . 88269 (M .-Z . 81850/XV ) :

Mit Rücksicht auf das Ergebnis der mit dem hierortigen Erlasse vom
27 . Februar 1800 , Z . 14786 , eingeleitelen Erhebungen über die Verwendung
des Schwefeläthers als Genussmittel , sowie als Verstärkungszusatz zu geistigen
Getränken hat das k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom
20 . September 1901 , Z . 41824 , unter Hinweis auf den Erlass vom 3 . August
1901 , Z . 45224 sr 1800 (iutimiert mit dem hierortigen Erlasse vom 5. Sep¬
tember 1901 , Z . 75591 ), betreffend die Beurtheilung der Zulässigkeit des Zusatzes
von Essigälher zu alkoholischen Getränken , ungeordnet , der obgedachten miss¬
bräuchlichen Verwendung des Schwefeläthers unter sachgemäßer Handhabung

! der aus den Vertrieb dieses Artikels anwendbaren Vorschriften mit allem
Nachdrucke entgegeuznwirken.

In dieser Hinsicht kommen zunächst jene Bestimmungen des Lebens¬
mittelgesetzes in Betracht , nach welchen jedwede Verfälschung von Nahrungs¬
und Genussmiltelu verboten ist, ferner die Verordnung des Ministeriums des
Innern , der Finanzen und des Handels vom 30 . November 1894 , R .-G -Bl.
Nr . 221 , wieder kundgemacht als Beilage IX der Ministerial -Verordnung vom
13 . October 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 234 , mit welcher verboten wurde , gebrannten
geistigen Getränken sogenannte Verstärkungsessenzen , zu welchen auch Schwefel¬
äther zu zählen ist, beizumengen.

Was die Abgabe von Äther in gewerblichen Vertriebsstätten anbelangt,
bat zur Richtschnur zu dienen , dass dieses narkotische Präparat zu den im
Z 15 der Verordnung der Ministerien des Innern und des Handels vom
21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , als gesundheitsgefährlich bezeichnelen
Artikeln gehört , deren Aufbewahrung gewisse Vorsichten erfordert und deren
Abgabe im Kleinverschleiße nur unter bestimmten Voraussetzungen , und zwar
nur an solche Personen zulässig ist, bei welchen weder Missbrauch , noch un¬
vorsichtiges Gebaren zu besorgen steht.

Hinsichtlich des Vertriebes von Mischungen von Spiritus mit Äther,
wie solche als „ Hofsmann ' sche Tropfen " im Gebrauche stehen , ist zu beachten,
dass gemäß der Bestimmung der Verordnung der Ministerien des Innern
und des Handels vom 17 . September 1883 , R .-G . Bl . Nr . 152 , das Feil¬
halten und der Verkauf von Pharmaceutischen Präparaten , als welche sich der
nach dem österreichischen Apothekerbuche (klraiiriaeoposL austriaca ) dargestellte
Hoffmannsgeist , sowie jedes andere demselben nachgebildete nicht officinelle
Präparat qualisiciert , im Kleinverkehre den Apothekern Vorbehalten ist.

Selbstverständlich sind rücksichtlich des Verkehres mit Äther und Älher-
mischungen anch für Äpotheker nicht bloß die im Vorstehenden gedachten Vor¬
schriften , sondern überdies noch die Medicinal -Verordnungen maßgebend , gemäß
deren Handverkaufsartikel nur in den ihrem Charakter als Arzneimittel ent¬
sprechenden Dosierungen an Kunden abgegeben werden dürfen.

Die Verabreichung von Äther beziehungsweise Äthermischungen in Apo¬
theken als Gennssmittel ist unbedingt unstatthaft.

».
Sanitätspolizeiliche Controls trachomkranker

ungarischer Arbeiter.
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Skatthalkerei vom 5 . Sep¬

tember 1901 , Z . 78339 (M .-Z . 74148 ) :
Den an das k. k. Ministerium des Innern erstatteten Berichten der

Statthalterei in Prag zufolge wurden aus Üngarn nach Böhmen zugereiste
Feldarbeiter wiederholt mit ansteckungssähigen Formen von Trachom behaftet
befunden.

Mit Rücksicht auf die Nothwendigkeit der sanitätspolizeilichen Controle
über die gedachten Personen sofort nach deren Ankunft in dem neuen Arbeits¬
ort hat das königl . Ungar . Ministerium des Innern laut Mittheilung vom
14 . November 1900 , Z . 92317 , über Anregung des genannten k. k. Mini¬
steriums die nnterstehxnden Municipien jener Gebiete , aus welchen trachom¬
kranke Arbeiter nach Österreich zur Aufsuchung von Arbeitsgelegenheiten zeit¬
weilig fortzuziehen pflegen , angewiesen , die diesseitigen politischen Behörden,
in deren Amtsbezirk sich in Ungarn in Evidenz gehaltene Trachomkranke
begeben , jeweilig zu verständigen.

Hievon werden alle Direclionen beziehungsweise Leitungen der Wiener
k. k. Krankenanstalten , die Stadlriithe in Wiener -Neustadt und Waidhofeil
a . d. Abbs , sowie die k. k. Bezirkshauptmannschaften Baden , Bruck , Ober¬
hollabrunn , Horn , Korneuburg , Krems , Mödling , Melk , Mistelbach , Neun¬
kirchen, St . Pölten , Tulln , Waidhofen a. d. Thaya und Zwettl zufolge
Erlasses des k. k. Ministeriums vom 20 . August 1901 , Z . 31847 , mit der
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Einladung in die Kenntnis gesetzt., Veranlassung zu treffen , dass von den
Spitalsverwaltungen nicht unterlassen werde , von der Ausnahme nach Ungarn
zuständiger Trachomkranken in öffentliche Spilalspflege sleis sofort dem lönigl .-
ungar . Ministerium des Innern umständliche Mittheilung zu machen.

10 .
Betriebsanlagen zum Dörren von Obst , Cichorien

und sonstigen landwirtschaftlichen Produkten.
Erlass der k. k. n .-L. Slatthallerei vom 11 . September 1901,

Z . 69723 (M .-Z . 75149/XVII ) :
Das k. 1 Ministerium des Innern bat mit Erlass vom 24 . Juli 1901,

all Z . 47119 ex 1900 , Nachstehendes eröffnet:
„Mit dem hicrämtlicheu Erlasse vom 22 . Mai 1890 , Z . 22818 ex 1889 , wurde

im Einvernehmen nut dem Handelsministerium angeordnet , dass in Hinkunft
die gewerbebehördliche Genehmigung für Betriebsanlagen zum Dörren von
Obst , Cichorien und sonstigen landwirtschaftlichen Produkten , bei welchen die
directe Verwendung der Feuerungsgase zum Dörren beabsichtig ! wird , nicht
zu ertheileu ist, und dass die Inhaber derartiger bereits bestehender Dörr-
anlagen im Grunde des Z 74 der Gewerbeordnung zur Umgestaltung der¬
selben innerhalb einer angemessenen Frist in der Weise zu Verhallen sind , dass
die Verbrennungsgase vom Trockenraume vollständig serngchalten werden und
nur die von den Wandungen des Ofens , der Feuerzüge und Rauchrohren
rransmittierte Wärme zum Dörren ausgenützt wird.

Aus Anlass von Einschreiten mehrerer Besitzer von Dörranlagen um
Änderung , eventuell Zurücknahme dieser Anordnung wurde mit dem hier-
ämtlichen Erlaffe vom 28 . Juni 1892 , all Z . 1982 , der Fortbetrieb von be¬
stehenden derlei Dörranlagen mit direkter Feuerung provisorisch gegen Ein¬
haltung von mehrfachen Bedingungen gestattet . Die nach Herausgabe dieser
Anordnungen gemachten Erfahrungen haben jedoch gezeigt , dass einerseits nach
dem heutigen Stande der Fcuernngstcchnik eine entsprechende Trocknung ein¬
zelner landwirtschaftlicher Produkte rationell nur bei Verwendung der direkten
Verbrennungsgase möglich ist, und dass andererseits dem Arbeiterschutze durch
entsprechende Einrichtung beziehungsweise Betriebssührung der Anlagen auch
bei Zulass der direkten Feuerung Rechnung getragen werden kann . Es
brauchen die Arbeiter bei einzelnen Gattungen von Dörren die mit gesund¬
heitsschädlichen Verbrennnngsgasen gefüllten Betriebsräumlichkeiten während
des Arbeitsprocesses überhaupt nicht zu betreten , und können in jenen Anlagen,
in welchen diese Nolhwcndigkeit zeitweise cintritt , ohne empfindliche Belastung
der Unternehmer Einrichtungen getroffen werden , die bei sorgfältiger Instand¬
haltung und bei gewissenhafter Beobachtung geeigneter Verhaltungsmaßregeln
den Schutz der Arbeiter in ausreichendem Maße verbürgen . Nachdem somit
die mit den oberwähnten hicrämtlicheu Erlässen getroffenen Anordnungen
ihre Zweckmäßigkeit verloren haben und gegenwärtig geeignet sind , die Ent¬
wicklung wichtiger Industriezweige ernstlich zu hemmen , findet sich das Mini¬
sterium des Innern im Einvernehmen mit dem Handelsministerium veranlasst,
diese beiden Erlässe zurückzunehmen und anzuordnen , dass in Hinkunft bei der
gewerbepolizeilichen Consentierung von neuen Anlagen zum Dörren landwirt¬
schaftlicher Produkte , namentlich aber der Cichorie und Rübe , die Verwendung
der direkten Feuerung zum Trocknen der betreffenden Produkte im allgemeinen
nicht zn beanständen ist, dass jedoch an derartigen Anlagen , insofern nach der
Art ihrer Einrichtung die Arbeiter auch zeitweise in mit Feuerungsgasen ge¬
füllten Räumlichkeiten Arbeiten verrichten müssen , vom Standpunkte des
Arbeiterschutzes auf Grund des Z 74 der Gewerbeordnung unbeschadet der
etwa in besonderen Fällen bei Anwendung einer bisher nicht üblichen Ein¬
richtung als nothwcudig erscheinenden weitergehenden Bedingungen nachstehende
Forderungen zu stellen sind:

1. Die unteren Darrkammern , in welchen der eigentliche Darrprocess
durchgeführt wird , sind so einzurichten , dass die in denselben zu verrichtenden
Arbeiten von einem gegen den Tarraum abgeschlossenen Manipulatiousgange
aus mittels langgestielter Werkzeuge durchgeführt werde » können . Der Beschluss
des Manipulationsganges gegen den Darranm kann durch lose Blechtafeln
hergestellt werden , welche je nach Bedarf beim Wenden oder Herausnehmen
des Dörrproductcs örtlich abgenornme » werden können , so dass hier die
Arbeiter mit den Verbrennnngsgasen überhaupt nicht in Berührung kommen.

2 . Die offenen Feuerstätten sind so cinzurichten , dass sie im Bedarfsfälle
durch einfache Vorrichtungen gegen die Darrkammern , in welchen die Arbeiter
bei Aufbringen und Wenden des Dörrmateriales , bei Übertragung der lheil-
weise getrockneten Produkte auf heißere Herden und beim Abräumen der
fertigen Ware zeitweise beschäftigt sind , derart abgeschlossen werden können,
dass hiedurch der Zutritt der Verbrennungsgase aus den Feuerungen in die
Darrkammern sicher und vollkommen verhindert wird . Um jedoch das Zurück¬
schlagen der Verbrennungsgase während dieser Zeit in jene Räume , von
welchen die Feuerungen bedient werden , zu verhindern , ist für eine gleichzeitige
Ableitung dieser Gase nach außen durch Anordnung besonderer , mit einem
Schornsteine , beziehungsweise einem Dunstschlauche in Verbindung stehender
Canäle oder Rohre Vorsorge zu treffen . Die Feuerungsgänge , beziehungsweise
jene Räume , von denen die Feuerungen bedient werden , müssen überdies mit
entsprechend angeordnctsn nnd ins Freie führenden Ventilationsöffnungen ver¬
sehen werden , um im Bedarfsfälle die etwa dennoch aus den Feuerungen in
diese Räume zurückgeschlagenen Feuerungsgase sofort ableiten zu können.

3 . Die Fenster der Darrkammern sind zum Öffnen von außen nnd von
innen einzurichten.

4 . Zur Vermeidung der Belästigung der im Dachraume beschäftigten
Arbeiter durch die Verbrennungsgase sind sowohl der Fußboden des Raumes,

welcher gleichzeitig die Decke der oberen Darrkammer bildet , als auch die in
demselben befindlichen Eiuwurfsöffnungen , daun die durch den Dachraum
führenden Diinstschläuche vollkommen luftdicht zu halten . Zu diesem Zwecke
ist der Fußboden als doppelter Fußboden herzustelleu und haben die in dem¬
selben befindlichen Materialeinwurfsöffiiungen beziehungsweise Kästen einen
doppelten Deckelverschluss (unten nnd oben ) zu erhalten ; überdies ist an der
höchsten Stelle der Decke des Dachranmes beziehungsweise des Daches eine
entsprechende Anzahl unverschließbarer , mit Dachreitern gekrönter Öffnungen
anzuordnen . Im Dachraume dürfen außer den zum Beschicken der Hürden mit
dem Trockengut ? erforderlichen Manipulationen keine sonstigen Arbeiten ver¬
richtet werden . Die Benützung des Dachbodens als Schlaf - oder Wohnraum
ist unzulässig.

5 . Vor dem Eintritte der Arbeiter in die Darrkammer zum Zwecke des
Wendens des Dörrmateriales sind die Feuerungen gegen die Darrkammer
abzuschließen , die Verbrennungsgase aus den Feuerungen in den Schornstein
beziehungsweise den Dunstschlauch abzuleitea und gleichzeitig die Thüren und
Fenster der Darrkammer zu öffnen . Das Betreten der Darrkammern behufs
Arbeitsverrichtung darf erst nach einem hinlänglichen Zeiträume , i» welchem
durch Ventilation eine unschädliche Lnftbeschaffenheir in den Darrkammern her¬
gestellt worden ist, erfolgen . Die nähere Festsetzung dieses Zeitraumes kann
erforderlichen Falles durch die Behörde bestimmt werden.

6 . Die Beschickung der Feuerungen ist derart einzurichten , dass sich die¬
selben vor dem Abräumen des fertigen Dörrmateriales und vor den darauf
unmittelbar folgenden Arbcitsverrichtnngen in den Darrkammern in einem
möglichst niedergebrannten Zustande befinden.

7 . Mit Rücksicht darauf , dass in den Cichorien - und Nübendarren auch
in der Nacht , und zwar nach längeren Pausen , gearbeitet wird , ist in diesen
Betrieben für einen besonderen Schlaf - beziehungsweise Aufenlhaltsraum mit
freiem Licht- nnd Luftzutritte Vorsorge zu treffen.

8 . Die Vorschriften über die Ventilation der Betriebsräume sind in der
Betriebsanlage durch Anschlag zu verlantbaren.

An die bereits bestehenden gewerblichen Cichorien - und Rübendarren
mit direkter Feuerung , deren Dörräumc zeitweise als Arbeilsräume dienen,
sind , insofern diese Anlagen der Genehmigung vom Standpunkte des Z 74
der Gewerbeordnung noch nicht unterzogen worden sind , mit Ausnahme des
Punktes 1 thunlichst dieselben Anforderungen zu stellen ."

Die im ersten und zweiten Absatz des vorstehenden Ministerial -Erlaffes be¬
zogenen Normal - Erlässe sind in der bei Mauz erscheinenden „ Normalien-
sammlung für den politischen Verwaltungsdienst " unter Nr . 916 und 917 ent¬
halten.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirlshauptmannfchaften in Nieder¬
österreich , an die beiden Sladträthe in Wiener -Neustadt und Waiohofen an
der Abbs , an den Wiener Magistrat , an die magistratischen Bezirksämter und
an die Gewerbeinspectorate in Wien für den ersten und zweiten Aufsichtsbezirk.

11 .
Bezng von Unfallsrenten reichsdentscher Unfall-
versichernngsanstalteu durch österreichisch -ungarische

Staatsangehörige.
Erlass der k. k. n .-ö. Slatlhalterei vom 11 . September 1901,

Z . 78337 (M .-Z . 76699/XVIII ox 1901 ) :
Infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 22 . August

1901 , Z . 10977 , wird die Verlautbarung der nachstehenden Bestimmungen
über den Bezug von Unfallsrenten deutscher Unfallversicheruugsanstalten durch
Angehörige der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder und ihre
Hinterbliebenen auch außerhalb von Deutschland angeordnet:

Gemäß Z 94 des deutschen Gewerbe -Unsallversicherungsgesetzes und Z 37
des deutschen Bau -Unfallversichernngsgesetzes ruht der Rentenbezug eines be¬
rechtigten Ausländers (Nichldeutscher ) so lange , als letzterer seinen gewöhnlichen
Aufenthalt nicht im Deutschen Reiche hat.

Ferner bestimmt der Z 21 beziehungsweise Z 9 dieser deutschen Gesetze,
dass die Hinterbliebenen eines Ausländers , welche zur Zeit des Unfalles ihren
gewöhnlichen Aufenthalt nicht im Deutschen Reiche haben , keinen Renten¬
anspruch besitzen.

Beide erwähnten Gesetz: ermächtigen jedoch den Bundesrath , diese Be-
schränkungen für die Angehörigen solcher Staaten außer Kraft zu setzen, deren
Gesetzgebung dmtschen , durch einen Betriebsunfall verletzten Arbeiter , beziehungs¬
weise deren Hinterbliebenen eine entsprechende Fürsorge gewährleistet.

Der deutsche Bundcsrath hat nun in seiner Sitzung vom 29 . Juni 1901
beschlossen, die erwähnten gesetzlichen Bestimmungen über das Ruhen der
Renten und Uber die Ausschließung des Anspruches auf Hinterbliebenenrente
für die Angehörigen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder
außer Kraft zu setzen, jedoch mit der Maßgabe , dass die rentenberechtigten
Personen , solange sie sich nicht im Deutschen Reiche aufhalten , den nach¬
folgenden vom deutschen Reichsversichecungsamle vom 5 . Juli 1901 für In¬
länder (Angehörige des Deutschen Reiches ) erlassenen Vorschriften zu genügen
haben.

8 1-
Nimmt ein Rentenberechtigter seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Aus¬

land , „ das ist außerhalb von Deutschland " , so hat er der die Rente zahlenden
Berussgenossenschaft unverzüglich diesen Aufenthalt so mitzutheilen , dass Post¬
sendungen unter der angegebenen Adresse bestellbar sind . Die Mittheilung
kann schriftlich , telegraphisch oder zu Protokoll erfolgen.

2



84 Amtsblatt dcr k: k. Reichshaupt- und Restbenzstad! Wien. — Nr . 87 , 29 . Oktober 1901.

-ii' . : ' ' 82 - ^
Die Mittheilung gilt als unterlassen im Sinne der . Ziffer 3 , Absatz 1,

der 88 84 des Geiverbe -Unfallversichernugsgesetzes und 100 des Ünfall-
versicheruugsgesetzes fiir Land - und Forstwirtschaft , wenn die Abreise des
Rentenberechtigten ins Ausland , das ist außerhalb von Deutschland , glaubhaft
gemacht , innerhalb der Mittheilungssrist aber keine den Vorschriften des 8 1
entsprechende Miltheilung der Berufsgenoffenschaft zugegangen ist.

Diese Frist beginnt mit dem Tage , an welchem die Reise ins Ansland,
„das ist außerhalb von Deutschland " , angctreten worden ist oder , sofern dieser
Zeitpunkt nicht feststeht , mit dem Tage , an welchem die Bestellung einer Post¬
sendung der Berussgenossenschafl an den Rentenberechtigten unter seiner letzten
bekannten Adresse im Jnlande , „das ist Deutschland " , wegen Verlaffens dieses
Aufenthaltes nicht hat bewirkt werden können.

Die Frist beträgt:
1 . wenn der angegebene oder nach den Umständen anzunehmende aus¬

ländische Aufenthaltsort innerhalb Europas gelegen ist, drei Monate;
2 . wenn dieser Ort in den Küstenländern von Asien und Afrika längs

des Mittelländischen und Schwarzen Meeres oder auf den dazu gehörigen
Inseln gelegen ist, sechs Monate;

3 . wenn dieser Ort in einem sonstigen außereuropäischen Laude gelegen
ist, neun Monate.

Im Zweifel ist die längere Frist maßgebend.

8 3.
Bei jedem Wechsel des gewöhnlichen Aufenthaltes innerhalb des Aus¬

landes , „ das ist außerhalb von Deutschland " , finden die Vorschriften der 88 1
und 2 entsprechende Anwendung , mit der Maßgabe , dass siir die Berechnung
der Mittheilungssrist der letzte bekannte Aufenthaltsort im Auslande , „ das ist
außerhalb von Deutschland " , an die Stelle des letzten inländischen Wohnortes
tritt , und dass die Frist in allen Fällen sechs Monate beträgt.

8 4.
Eine ausdrückliche Vereinbarung zwischen der Berufsgenossenschaft und

dem Rentenberechtigten über die anderweitige Festsetzung des Beginnes und
der Dauer der in den 88 2 und 3 bestimmten Fristen ist zulässig.

8 5.
Auf Erfordern der die Rente zahlenden Berufsgeuofsenschaft haben die

rentenberechtigten Verletzten sich von Zeit zu Zeit bei dem örtlich zuständigen
deutschen Consul oder einer ihnen zu bezeichnenden anderen deutschen Behörde
persönlich vorzustellen.

Diese Vorstellung darf , sofern nicht zwischen der Berufsgenossenschaft
und dem Rentenberechtigten über einen kürzeren Zeitraum ausdrückliches Ein¬
verständnis erzielt ist:

1 . innerhalb der ersten zwei . Jahre von der Rechtskraft des Bescheides
oder der Entscheidung ab , durch welche die Entschädigung zuerst endgiltig fest-
gestellt worden ist:

a) von den am Sitze der Behörde wohnenden oder dort regelmäßig be¬
schäftigten Verletzten nur in Zeiträumen von mindestens sechs Monaten;

t>) von anderen Verletzten nur in Zeiträumen von mindestens neun
Monaten;
2 . in allen übrigen Fällen nur in Zeiträumen von mindestens einem

Jahre verlangt werden . r
8 6.

Die Berufsgenoffenschaft , welche die Vorstellung angeordnet hat , ist ver¬
pflichtet , den Verletzten dis zur zweckentsprechenden Ausführung der Reise
aufgewendeten Kosten an Riffe «, Übernachtungs - und Zehrungsgeld , sowie den
dadurch entgangenen Arbeitsverdienst zu erstatten.

8 7.
Die Bestimmung unter Ziffer 3 , Absatz 3 der 88 94 des Gewerbe -Un-

fallversicherungsgesetzes und 100 des Unfallversicherungsgesetzes für Land - und
Forstwirtschaft gilt auch für die Pflicht zur Mittheilung des Aufenthaltes.

8
Diese Vorschriften treten am 1. October 1901 in Kraft.
Sie finden entsprechende Anwendung auf die Rentenberechtigten , welche

an diesem Tage bereits ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Auslande ge¬
nommen oder die Reise ins Ausland , „ das ist außerhalb von Deutschland " ,
angetreten haben.

Für solche Personen beginnen die in den 88 2 und 3 vorgesehenen Mit¬
theilungsfristen mit dem Tage des Inkrafttretens dieser Vorschriften.

Der Mittheilung des Aufenthaltes , an dem sich ein Berechtigter zu diesem
Zeitpunkte befindet , bedarf es nicht , wenn seine ausländische , „das ist außer-
Halb von Deutschland " , Adresse der die Rente zahlenden Berufsgenoffenschaft
bereits früher genau <8 1) mitgetheilt worden ist.

8 9.
Soweit die Rente von einer Aussührungsbehörde 88 128 ff. des Gewerbe-

Unsallversicherungsgesetzes , 88 134 ff. des Unfallversicherungsgesetzes für Land-
und Forstwirtschaft , 8 6, Ziffer 2 und 3 , und 88 42 , 43 des Bau -Unfall-
versicherungsgesetzes gezahlt wird , tritt diese hinsichtlich der vorstehenden Be¬
stimmungen an die Stelle der Berufsgenoffenschaft.

LS.
Zur Gewerbeberechtigung der Geurischtwaren -Ver-

schleitzer.
Dis k k Statthalterei hat mit Erlass vom 19 . Sevtember 190l,

Z . 82285 , M .-Z . 77758/XVII , dem Recnrse der M . S , Gemischtwaren-
Verschleißeriu in Wien , gegen das Erkenntnis des magistratischen Bezirks¬
amtes für den XI . Bezirk vom 8 . April 1897 , Z . 5459 . mit welchem dieselbe
wegen Verabreichung von Brot , Butterbrot , Käse und Milch an Kunden,
welche diese Lebensmittel sofort in dem Locale selbst sitzend nerzehrten , ' somit
wegen unbefugten Betriebes des Gast - und Schankgewerbes mit 5 fl. ,
eventuell 24 Stunden Hast bestraft wurde , wegen Mangels eines strafbaren
Thatbestandes Folge gegeben lind das angefochtene Erkenntnis aufgehoben,
weil der mit diesem Erkenntnisse geahndete Verkauf von Brot , Butterbrot,
Käse Und Milch nach den gepflogenen Erhebungen nicht in Form einer gast-
uud schankgewerbsmäßigen Verabreichung ansgeübt worden war.

I».
Verbot des Hausierhandels im Gebiete der Stadt

.Hainburg.
Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen mit

den Ministerien des Innern und der Finanzen vom 24 . Sep¬
tember 1901 (R .-G .-Bl . Nr . 152 ) :

Auf Grund des 8 10 des kaiserlichen Patentes vom 4. September 1852,
R .-G .- Bl . Nr . 252 , und des 8 5 der Vollzugsvorschrfft zu demselben wird
der Hausierhandel im Gebiete der Stadt Hainburg vom 1. November 1901
ab untersagt.

Dieses Verbot findet auf die Angehörigen der im 8 17 des Hausier¬
patentes und in den betreffenden Nachtragsverordnungen angeführten bezüglich
des Hausierhandels begünstigten Gegenden keine Anwendung.

Durch dieses Verbot wird auch die im 8 60 , Absatz 2 der Gewerbe¬
ordnung erwähnte Feilbietung der dort bezeichnten Artikel des täglichen Ver¬
brauches von Haus zu Hans oder auf der Straße nicht berührt.

L4.
Das Verhalten vor , während und nach einer Über¬
schwemmung der an der Donau nnd am Wiener

Donaucanale liegenden Gemeindebezirke Wiens.
Verordnung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Öster¬

reich unter der Enns vom 8. October 1901 , Z . 92676 (R .-G .-
Bl . Nr . 48 ) :

Nachstehend werden au Stelle der mit Statthalterei -Verordnung vom
18 . December 1889 , Z . 74772 , L.- G .» und V -Bl . Nr . 33 , erlassenen und mit
den Statthalterei -Verordnungen vom 21 . December 1891 , Z . 79169 , L.- G . -
und V .-Bl . Nr . 62 , vom 11. Juli 1893 , Z . 44718 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 32,
und vom 26 . October 1898 , Z . 83043 , L.-G .» und V .-Bl . Nr . 58 , ergänzten
Vorschriften , welche unter einem außer Kraft gesetzt werden , neue Vorschriften
für das Verhalten vor , während und nach einer Überschwemmung der am
Hauptstrome der Donau und am Wiener Donaucanale liegenden Gemeinde¬
bezirke Wiens erlassen.

X . Allgemeines.

Die k. k. n .-ö. Statthalterei ist die Oberbehörde in allen Überschwemmungs-
Angelegenheiten und es sind alle jene Behörden , welche nach ihrem Wirkungs¬
kreise hiezu bernsen sind , verpflichtet , rechtzeitig die vorgeschriebenen Vor¬
kehrungen gegen die Überschwemmungsgefahr zu treffen.

8 2.
Die k. k. n .-ö. Statthalterei veranlasst im Monate October jedes Jahres

eine commissionelle Berathung , zu welcher Vertreter des k. und k. Militär-
Statiouscvmmandos (Platzcommandos ) in Wien , des k. k. Eisenbahnministeriums,
der Donauregulieruugs -Commission , der k. k. Post - und Telegraphen -Direcnon,
derjenigen Bezirkshauptmannschaften , deren Gebiete an Wien angrenzen und
an der Donau gelegen sind , der k. k. Wiener Donancanal -Jnspection , der k. k.
Polizei -Direction , der k. k. Polizeibezirks - Commiffariate Döbling , Floridsdorf,
Leopoldstadt , Brigittenau , Prater , Landstraße und Simmering , des Wiener
Gemeinderathes , des Wiener Magistrates , Stadtbauamtes und Marktamtes,
dann der Gemeindebezirke II , III , XI , XIX und XX zugezogen werden.

Den Gegenstand dieser Berathung bilden jene Vorkehrungen , welche für
den Fall einer Überschwemmung der tief gelegenen Stadttheile Wiens infolge
eines Donauhochwaffers oder Eisganges getroffen werden sollen.

Insbesondere wird diese Commission Anträge zu stellen haben über die
in den einzelnen Überschwemmungsbezirken erforderliche Anzahl und Gattung
von Schiffen , über die Bertheilung und Unterbringung der Exposituren des
Central -Comitäs (Rettungshäuser ) in den einzelnen Überschwemmungsbezirken
(88 18 nnd 19 ) und über die Ausmittlung der Entlohnung für die Schiff¬
fahrer und deren Controlsorgane , für die Ordonnanzen und für die Telegraphisten
des Polizeistandes im Polizeirayone , für die eventuell auch außerhalb des
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Wiener Polizeiräyons bei den Überschwemmungs -Telegraphenstationen in Ver¬
wendung stehenden Sicherheitsorgane und für das k. und k. Militär.

Dieser Commission wird seitens des Vertreters der k. k. n .-ö. Post - und
Telegraph en-Direction ein Verzeichnis jener Telegraphenstatiouen in Vorlage
gebracht werden , bei welchen im Falle des Bedarfes der Bcreitschaftsdienst
activiert werden lann.

8 3
Zur einheitlichen Leitung aller bei einer Überschwemmung im Geltungs¬

gebiete der Verordnung zu treffenden Vorkehrungen wird von der k. k. n .-ö.
Statlhalterei ein „ Central - Comits für Überschwemmungs -Angelegenheiten"
eingesetzt.

Dieses Comite hat alle erforderlichen Anordnungen zu treffen , und cs
haben diesen Anordnungen die betreffenden Behörden und Organe bezüglich
der in ihren Wirkungskreis fallenden Maßnahmen unbedingt Folge zu leisten.

Die Durchführung der in den Wirkungskreis einer bestimmten Behörde
oder der Donauregulierungs -Commission fallenden Beschlüsse ist von den Ver¬
tretern der betreffenden Behörde , beziehungsweise der Donauregulierungs-
Commission zu veranlassen und sind von diesen die Aufträge zu unterfertigen.

8 4.
Das Central -Comits besteht aus Vertretern:
der k. k Statthalterei,
des k. und k. Militär -Stationscommandos (Platzcommandos ) in Wien,
des k. k. Eisenbahnmiuisterinms,
der k. k Polizei -Direction,
der k. k. Post - und Telegraphen -Direction für Österreich unter der Enns,
der Donauregulierungs -Commission,
des Wiener Gemeinderath es,
des Wiener Magistrates,
des Wiener Stadtbanamtes und
des Wiener Marktamtcs.
Die Mitglieder des Central - Comits ' s werden im Herbste auf die Dauer

eines Jahres von den betreffenden Behörden ernannt . Der Statthalter bestimmt
den Vorsitzenden des Comitss und dessen Stellvertreter . Es bleibt dem Statt¬
halter Vorbehalten , eventuell über Antrag des Central -Comitss noch Vertreter
anderer Behörden und Körperschaften oder einzelne Persönlichkeiten in das
Central Comits zu berufen . Auch steht es dem Central -Comits frei , bei Be-
rathung wichtiger Angelegenheiten Vertreter anderer , außerhalb des Central-
Comitss stehender Behörden oder Körperschaften oder auch einzelne Persönlich¬
keiten als Experten den betreffenden Sitzungen beiziiziehen.

8 5.

Die Einberufung der Mitglieder des Central -Comitss wird durch dessen
Vorsitzenden veranlasst.

8 6.
Das Central -Comits hat seinen Sitz im Rathhause , und hat die Gemeinde

Wien für alle nothwendigen Diensteserfordernisse dieses Comitss Sorge zu
tragen und demselben das erforderliche Kanzlei - und Dienerpersonale zur Ver¬
fügung zu stellen.

Bei dem Eintritte einer Überschwemmungsgefahr tritt das Central -Comits
in Permanenz l8 29 ) und hat während der Dauer der Gefahr in voller oder
beschränkter Permanenz zn bleiben.

8 7-
Die für die Beurtheilung der Wasserstandsverhältnisse an der Donau und

deren wichtigsten Nebenflüssen erforderlichen Nachrichten erhält das Central-
Comits unmittelbar durch die k. k. hydrographische Landes Abtheilung in Wien.

8 8-
Sowohl über die einzelnen Sitzungen des Central - Comitss , wie über

die während der Permanenz gefassten Beschlüsse sind Protokolle zu führen.

8 s.
Dem Central -Comits obliegt es , während der Dauer der Permanenz

aus den einlangenden Nachrichten , sowie ans den gemachten Wahrnehmungen
nach Bedarf , jedoch mindestens einmal im Tage , und zwar in den Vormittags¬
stunden , einvernchmlich mit der k. k. hydrographischen Landes -Abtheilung in
Wien , einen Rapport Uber die jeweiligen Eisstand - und Wasserstandverhält¬

nisse zu veröffentlichen . ^

Die in den einzelnen Sitzungen des Central -Comits ' s aufgenommenen
Protokolle sind nach der jeweiligen Sitzung , die während der Permanenz ge¬
fassten Beschlüße sind mit den veröffentlichten Rapporten und alle während
des Permanenzdienstes beim Central -Comits eingclangten Nachrichten , wenn
sie nicht schon der Dringlichkeit halber sofort an die k. k. n .-ö. Statlhalterei
gelangt sind , nach Aushebung der Permanenz in Abschriften der Slatthalterei
vorzulegen.

- 8 11 -

Vor Aufhebung der Permanenz hat das Central -Comits die während
seiner Thätigkeit gesammelten Erfahrungen gleichfalls in einem Protokolle
niederzulegen und etwaige Anträge zu stellen.

L . VorderÜbcrschwemmung.
8 12.

Zur Sicherung Wiens vor Überschwemmungen dienen in erster Linie die
von der Donauregulierungs -Commission durchgeführten Regulierungsbauten,
insbesondere die errichteten Dämme , die am rechten Üfer der Donau hergestellt -,

die Stelle eines Dammes vertretende Anschüttung , die in Form eines - beweg¬
lichen Wehres ausgeführte neue Absperrvorrichtung und das Sperrschiff , beide
letztere in Nussdorf.

Die Beaufsichtigung und Erhaltung der Dämme , der Anschüttung , ,de^
Wehres und des Sperrschiffes , sowie der Betrieb , das ist die Handhabung der
beiden letztgenannten , wird von der Donauregulierungs -Commission besorgst

Hiedurch wird jedoch der Frage der Kostenbestreitung des Betriebes de§
Wehres in keiner Weise präjudiciert . -

8 13. "
Während der ganzen Dauer einer Überschwemmungsgefahr werden die

Dämme , die rechtsuferige Anschüttung und deren Scheitellinie , das Wehr und
das Sperrschiff , sowie der unterste Theil des Donaucanales von technischen
Organen der Donanregulieruugs Commission permanent beaufsichtigt.

Diese Beaufsichtigung ist in der Weise organisiert , dass Sectionen ge-i
bildet werden , deren jede einem eigenen Organe zugewiesen ist. Diese .Organe
haben ihren Dienst über Auftrag der Donauregulierungs -Commission anzütreten
und bis zur Abberufung durch dieselbe zu versehen . r >l

Die Eintheilnng und das betreffende Personal werden dem Central-
Comits bei seinem Zusammentritte vom Vertreter der Donauregulierungs^
Commission bekanntgegeben.

8 14.
Das Wehr in Nussdors ist beim Eintritte eines Hochwassers immer schon

in Function , weil es seiner Bestimmung gemäß schon beim Eintritte eines
Wasserstandes von 80 sin ober Null am Pegel der Ferdinandsbrücke im Wiener
Tonancanale , also vor jeder Gefahr , aufgerichtet wird und bei fallendem
Wasser bis zum Wiedereintritt dieses Wasserstandes geschlossen bleibt ; ebenso
wird selbes auch bei Hochwassergefahr , hervorgerufen durch Stockung ' » im
Eisgänge , schon in Function sein , weil es bei Beginn des Eisrinnens auf¬
gerichtet und bis zum Abgang des Eises geschlossen gehalten wird.

Die während eines Hochwassers etwa erforderliche Schützsnmanipnlation,
um je nach Maßgabe der Verhältnisse mehr oder weniger Wasser in den
Donaucanal einznlaffen , wird von dem während des Hochwassers permanent
am Wehre anwesenden Organe der Donauregnlierungs Commission über deren
Auftrag vorgenommcn werden.

Das Sperrschiff ist bei Hochwasser ohne Eis nicht mehr in Function;
dasselbe wird aber zu Anfang des Winters , wenn der Donauwasserstand am
Pegel nächst des Sperrschiff .-s bis 1 15 unter Null gesunken oder Eisrinncn
eingetreten sein wird , eingehängt und erst nach vollständigem Abgänge - des
Eises wieder ausgehängl . Die auf dem Sperrschiffe bei Hochwasser insolge von
Stockungen im Eisgänge erforberlichen Manipulationen werden von dem
hiezu berufenen Organe der Donauregulierungs -Commission nach ihren Auf¬
trägen dnrchgeführt.

Die beiden Thore der Nussdorfcr Schleuse bleiben bei Hochwasser und
Eisgang dauernd geschlossen, da die Schiffahrt bei Wasserständen über 2 50 m
über Null am Pegel der Kronprinz Rudolfbrücke in Wien , sowie bei Eintritt
von Eisrinnen nach den Strompolizeivorschrifte » unterbrochen werden muss,
eine Schleusung also Nicht stattzufiuden hat.

Bezüglich der im Wiener Donaucanale nach dem Einhängen des Sperr¬
schiffes sZ 14) verbleibenden Fahrzeuge ist nach den Bestimmungen der Ver¬
ordnung des Handelsministeriums vom 9 . Decembcr 1889 , R . -G .-Bl . Nr . 190,
vorzugehen.

8 16. '
Die im Überschwemmungsbereiche des Donauhauptstromss und deH

Wiener Donaucanales lagernden Langhölzer sind bei drohender Hochwasser --
gefahr über Aufforderung des Magistrates durch die Eigenthümer vor Ab¬
schwemmung zn sichern.

8 17-
Die Überwachung der in d .-n ZZ 15 und 16 getroffenen Anordnungen

ist Sache der k. k. Wiener Donancanal -Jnspection , beziehungsweise der k. k.
Stromaussichten . -

Sollte sich diesfalls ein Widerstand geltend machen , so ist behufs weiterer
Durchführung dieser Bestimmungen sogleich die entsprechende Anzeige an den
Magistrat als politische Behörde zu erstatten.

Z18. > . '
Jeder der Überschwemmung ansgesetzle Gemeindebezirk bildet einen Über»

schwemmungsbczirk oder wird in mehrere Überschwemmungsbezirke eingetheill.
In jedem solchen Überschwemmungsbezirke wird eine aus Organen der k. k^
Polizei -Direction und der Gemeinde Wien bestehenden Exposttnr (Rettungs-
Haus ) für Überschwemmungs -Angelegenheiten für die Dauer des Bedarfes
bestellt , welcher auch nöthigenfalls das ärztliche Personale beigegeben wird.

Jeder der einzelnen Functionäre der Expositur hat im Einveruehmen
mit den anderen Functionären in seinem eigenen Wirkungskreise das Geeignete
vorznkehren und ist bei sich ergebenden Meinungsverschiedenheiten die An -,
ordnnng des Central -Comitss nöthigenfalls im telegraphischen Wege einzuholen
und diese durchzuführen . (Z 3 .)

8 19.
Die der Überschwemmungsgefahr ausgesetzten Gemeindebezirke werhen

in nachstehende Überschwemmungsbezirke eingelheilt:
I Brigittenau , erster Theil . Die Grenzen dieses Bezirkes sind : '
Das rechte Donancanalufer in der Strecke vom Sporn bis gegenüber

der Mathildengasse , die Mathildengafse , die Wasnergasse , die Rauscherstraße,
die Nordwestbahnstraßc bis zur Stromstraße , dann der Nordwestbahndamm

3
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(einschließlich derselben ) bis zur Donaubrücke dieser Bahn und von hier das
rechtsseitige Donanstrolnufer stromaufwärts bis wieder zum Sporn.

II . Brigittenau , zweiter Theil (Zwischeubrücken ). Die Grenzen dieses
Bezirkes sind:

Pep Nordwestbahudainm (ausschließlich desselben ) von der Nordwestbahn-
briicke dis zur Stromstraße , die Nordwestbahnstraße , die Taborstraße , die
Nordbahnstraße , die Dresdenerstraße , die Junstraße bis zum Donauufer und
das rechte Donaustromufer bis zur Nordwestbahnbrücke.

III . Leopoldstadt , erster Theil . Die Grenzen dieses Bezirkes sind:
Das rechte Donaucanalufer von der Mathildengasse bis zur Verbindungs¬

bahn am Schiittel , die Verbindungsbahn (ausschließlich derselben ) bis zur
Kronprinz Rudolfstraße , die Kronprinz Rudolfstraße , die Vorgartenstraße , die
Junstraße , die Dresdeuerstraße , die Nordbahnstraße , die Taborstraße , die Noid-
westbahnstraße , die Rauscherstraße , die Wasnergasse und die Mathildengasse
bis zum Donaucanalufer.

IV . Leopoldstadt , zweiter Theil (Prater ) . Die Grenzen dieses Bezirkes sind:
Das rechte Donaucanalufer in der Strecke von der Wiener Verbindungs¬

bahn am Schütte ! bis zur Kaiser Josefbrücke , die von dieser Brücke in den
Prater zum ersten Rondeau führende Straße bis zu diesem Rondeau , eine
von diesem in gerader Richtung bis zum stromaufwärts gelegenen Ende der
k. und k. Militärschwimmschule am Donaustrome gezogene Linie , das rechte
Donaustromufer von dieser Anstalt bis zur Junstraße , die Jnnstraße , die Vor-
garteustraße , die Kronprinz Nudolfstraße , die Verbindungsbahn (einschließlich
derselben ) bis zum Donaucanalufer.

V . Leopoldstadt , dritter Theil (Freudenau ). Die Grenzen dieses Be-
zirkes sind:

Das rechte Donaucanalufer in der Strecke von der Kaiser Josefbrücke
bis zur Ausmündung des Canales in den Donaustrom , das rechte Donau¬
stromufer bis zum oberen Ende der k. und k. Militärschwimmschnle , dann
eine von hier in gerader Richtung bis zum ersten Rondeau gezogene Linie,
die vom ersten Rondeau zur Kaiser Josefbrücke führende Straße bis zum
Donaucanalufer.

VI . Leopoldstadt , vierter Theil (Kaisermühlen ). Die Grenzen dieses Be¬
zirkes sind:

Einerseits das rechte Ufer des Donaustromes , andererseits die nördliche
Grenze des Gemeiudegebietes von Wien.

VII . Landstraße (Erdberg ). Die Grenzen dieses Bezirkes sind:
Die Wassergaffc in der Strecke zwischen der Erdbergerlände und der

Erdbergstraße , die Erdbcrgstraße , die Drorygaffe , die Gestctlengasse , die Schlacht¬
hausgasse , die nördliche Begrenzung des Schlachthauses und des Viehmarktes
zu St . Marx , die Schlachthausbahn , dann die Österreichisch -ungarische Slaats-
bahn bis zum Donaucanale und schließlich das rechte Ufer des Donaucanalcs
bis zur Wassergasse.

Zu diesem Überschwemmungsbezirke gehören auch die Häuser Weißgärber-
länbe 32 , 34 , 36 und 38.

VIII . Simmering , erster Theil (Simmeriuger Heide ) . Die Grenzen dieses
Bezirkes sind:

Der Staatseisenbahndamm in der Strecke von dem rechtsseitigen Donau-
conalufer bis zum Durchlässe bei der Einmündung der Schlachlhausbahu , die
Schlachthausbahn , die Rappachgasse bis zur Hallergaffe , die Hallergaffe , die
Dorfgasse bis zum Staalseisenbahnviadnct , der Seeschlachtgraben , die westliche
Grenze der Kapteiwiese bis zum Donaucanale und das rechte Donaucanalufer
bis zur Staatseisenbahnbrücke.

IX . Simmering , zweiter Theil (Kaiser -Ebersdorf ). Die Grenzen dieses
Bezirkes sind:

Die Kaiser -Ebersdorferstraße vom Kirchenplatze iu Simmering bis zum
Damme der Donauländebahn , dieser Damm , beziehungsweise die Grenze des
Gemeiudegebietes von Wien bis zum rechten Ufer des Wiener DonaucanaleS,
dieses Ufer bis zur westlichen Begrenzung der Kapteiwiese , diese Begrenzung
bis znm Seeschlachtgraben , der Seeschlachtgraben bis zum Viaduct der Staats-
ejsenbahu , der Staatseisenbahndamm bis zur Kobelgaffe , die Kobelgaffe und
der Kirchenplatz bis zur Kaiser -Ebersdorferstraße.

X . Döbling (Heiligenstadt , Nussdorf , Kahlenbergerdorf ) . Die Grenzen
dieses Bezirkes sind:

Das rechte Ufer dxs Donaustromes in der Strecke von Kahlenbergerdorf
bis zur Abzweigung deS Donaucanalcs , das rechte Ufer des Donaucanalcs
bis zur Wafserleitungsstiaßc , der Bahnkörper der Franz Josef -Bahn bis zur
Rampengafse , die Rampengasse , die Heiligenstädterstraße , der Hauptplatz bei
der Station Nussdorf , dann weiters die Heiligenstädterstraße bis Kahlen¬
bergerdorf.

Dem Central -Comite steht das Recht zu, im Bedarfsfälle die vor¬
genannten Grenzen der Überschwemmungsbezirke zu ändern.

8 20.
Zur Aufrechthaltung der Communicationen in den Straßen zum Zwecke

der Zufuhr von Lebensmitteln u . s. w . stellt die Gemeinde Wien die erforder¬
liche Anzahl von vollkommen ausgerüsteten und in Bezug auf ihre Tauglichkeit
vom Stadtbauamte geprüften Schiffen bei.

Die Bemannung dieser Schiffe erfolgt nach Thunlichkeit durch schiffs¬
kundige Sicherheitswachleute , im Falle des Bedarfes durch das k. und k.
Militär.

Außerdem hat die Gemeinde Wien noch , bespannte Leiterwagen nach
Bedarf beizustellen . Jedem Leiterwagen ist zur Überwachung ein Sicherheits-
wochmanu beizugeben.

8 21.
Jeder Eigenthümer eines gefährdeten Hauses im Überschwemmungs-

bezirke hat die erforderlichen Treppen und Schrägen , nach Bedarf auch voll¬

kommen ausgerüstete Schiffe , mit welchen die Verbindung sowohl innerhalb
des Hauses , wie mit den außerhalb seines Gebäudes durch die Commune
beigestellten Tommunicationsmitteln aufrecht zu erhalten ist, dann die nölhige
Anzahl Fackeln oder Laternen bereit zu halte » .

Der Magistrat wird jedes Jahr die Eig .-nthümer der gefährdeten Häuser
rechtzeitig auffordern , die erforderlichen Gerälhschaften bereit zu halten , und
sich wenigstens einmal des Jahres rechtzeitig durch eine Revision von dem
Vorhandensein und dem brauchbaren Stande dieser Geräthschaften überzeugen
und die Beseitigung der Vorgefundenen Mängel veranlassen.

Z 22.
Die Mitglieder der in jedem Überschwemmungsbezirke bestehenden

Expositur des Central -Comitss werden bei einer zu besorgenden Über¬
schwemmung durch eine vom Magistrate zu erlassende Kundmachung bekaunt-
gegeben werden.

8 23.

In jedem Überschwemmungsbezirke ist ein Nettungshaus zu bestimmen,
in welchem die Exposilur des Central -Comitös ihren Sitz hat und woselbst
auch die erforderliche Anzahl von als Schiffahrer verwendeten Sicherheitswach¬
leuten unlergebracht wird . Für die Unterkunft dieser Schiffahrer hat die Ge¬
meinde Vorsorge zu treffen.

Das Nettungshaus ist mit dm für „ erste Hilfeleistungen " erforderlichen
Requisiten auszurüsten.

Bei jedem Rettungshause wird ein mit der Aufschrift „ Rettungsschiff"
bezeichnetes Schiff aufgestellt sein , welches auf dem Krauzel mit einer roth-
weißen Fahne versehen ist,

8 24.
Bei dem Eintritte einer Überschweinmnngsgefahr sind die im Über¬

schwemmungsrayon wohnhaften Personen , in erster Linie die Bewohner der
Erdgeschosse , in der Reihenfolge zu delogieren , dass zuerst für die Kranken
und Gebrechlichen , bei dringender Gefahr aber auch für die Gesunden ander¬
weitige Unterkünfte beschafft werden.

Die Delogierung und die Anweisung vorübergehender entsprechender
Unterkünfte obliegt dem Magistrate , welcher sich bei Durchführung dieser
Maßregel der Intervention der Polizeibehörde bedienen kann.

8 25.

Ebenso ist dafür Sorge zu tragen , dass das Vieh noch zur rechten Zeit
aus den Stallungen getrieben und in die durch den Magistrat im Einver¬
nehmen mit der k. k. Polizeibehörde ausgemittelten Räume gebracht werde.
Das Verzeichnis dieser Nothstallungen ist vom Magistrate der k. k. Polizei-
Direktion zu übersende » . Die Ausfertigung der Anweisungen zur Benützung
der Stallungen erfolgt durch die Organe des Marktamtes.

8 26.

Den in den Überschweminuugsbezirken liegenden Häusern ist in bau¬
polizeilicher Hinsicht besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden , und hat der
Magistrat durch das Stadlbauamt den Bauzustand dieser Häuser , insbesondere
jener , deren schlechter Zustand bereits bekannt ist, genau untersuchenzu lasten.

Der Magistrat hat jeweilig das Uutcrsuchungsresultat im kürzesten Wege
der k. k. Polizei -Direction mitzutheilen und unverzüglich die nölhigen Vor¬
kehrungen zur Vermeidung von Unglücksfällen zu treffen.

8 27.
Die Bewohner der in den Überschwemmungsbezirken liegenden Häuser

haben sich bei eintretender Gefahr mit den unumgänglich nölhigen Bedarfs¬
gegenständen wenigstens für zwei Tage zu versehen und sind hiezu bei dem
Eintritte der Nothwendigkeit durch Einsagen in den Häusern , welches der
Magistrat zu besorgen hat , aufzufordern.

8 28.
Sobald ein gefahrdrohendes Hochwasser zu erwarten ist oder der Eisstoß

bei Wien aufbaut , hat das Central -Eomite für Übeischwemmungs -Angelegen-
heiten zu einer Sitzung zusammenzutreten , um die auf die Bildung und Aus¬
dehnung des Eisstoßes , beziehungsweise die auf die Hochwassergefahr bezug¬
habenden Nachrichten entgegenzunehmen , die Sachlage zu besprechen und die
etwa nothwendigen Verfügungen zu treffen.

8 29.
Das Central -Comitö hat in Permanenz zu treten:

a.) wenn das Master im Hauptstrome an dem Pegel der Kronprinz Rudolf¬
brücke 3 m ober Null erreicht hat und nach den einlangenden Berichten
ein weiteres beträchtliches Steigen zu erwarten steht;

d) wenn eine Bewegung der stehenden Eismaffen bei oder oberhalb Wien
oder der Eintritt eines Witterungsumschlages gemeldet wird , welcher in
Bälde eine derartige Bewegung erwarten lässt.

8 so. .
Dem in Permanenz getretenen Central -Comitö obliegt es , in Gemäßheit

der Bestimmungen des 8 S alle bei dem Eintritte einer Überschwemmungs¬
gefahr vorgeschriebenen Maßnahmen zu treffen , insbesondere die Activierung
einzelner oder sämmtlicher Exposituren des Central -Comitös (Rettnngshäuser)
und die Verführung der Schiffe in den der Überschwemmungsgefahr aus¬
gesetzten Straßen , Gaffen und Plätzen zu verfügen.

8 31.
Zur Beobachtung und Rapportierung der Eisstand - und Wafserstand-

verhältniffe sind zunächst die am Hauptstrome der Donau und am Wiener
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Donaucanale stationierten Stromausseher für die ihnen zugewiesenen Strom¬
aufsichtsstrecken berufen und verpflichtet.

Bei Besetzung der von der DonanregulierungS - Commission gebildeten
Sectionen (Z 13) haben die für diese Sektionen bestimmten Organe der
Douaureguliernngs -Commifsion die Berichterstattung an das Central -Comits
in gleicher Weise zu besorgen . Hiebei haben sich die Stromausseher , in deren
Bereich solche Sectionen activiert werden , über Einvernehmen der k k. Statt¬
halter « mit der Donauregulierungs . Commission einer dieser Sectionen ein-
zufügeu , um das Einlangen von Doppeltelegrammen über einen und denselben
Pegel zu verhüten.

8 82.
Der hydrographischen Landesablheilung obliegt die rechtzeitige Anordnung

des Permanenzdienstes bei de» bestehenden Stromanfsichlsposten Niederöster¬
reichs , sowie bei den in Betracht kommenden Pegelstationen im Gebiete der
oberen Donaustrecke und jenen der maßaebendsten Nebenflüsse.

Jedenfalls aber haben mit der Permanenz des Central -Comitss auch
alle am Hauptstrome der Donau und am Wiener Donaucanale stationierten
Stromausseher und die k. k. Wiener Donaucanal -Jnspection in Nussdorf in
permanenten Dienst zu treten , und sind auch die vom Central -Comits zu be¬
zeichnenden Anssichtssectionen der Donauregulierungs -Commission (Z 13 ) von
dieser zu aktivieren.

8 83.
Um den Nachrichtendienst , insolange die Permanenz dauert , ohne Unter¬

brechung aufrecht zu Hallen , kann über Anlangen des Central -Comitss , be¬
ziehungsweise der hydrographischen Landes -Abtheilnng , in den für die Wasser-
standsmeldung in Betracht kommenden k. k. n .-ö. Telegraphenstationen auch
ein erweiterter Telegraphendienst als Bereitschastsdienst acttviert werden.

Je nach der Bedeutung der von den einzelnen Stationen zu erlangenden
Wafserstandsnachrichten , sowie je nach der Größe der Gefahr können bei den
betreffenden Telegraphenstationen zwei Grade der Dienstbereitschaft eintreten,
nämlich die Dienstbereitschaft ersten Grades für die Zeit von 5 Uhr früh bis
10 Uhr abends und die Dienstbereitschaft zweiten Grades für den ununter¬
brochenen Beobachtungs - und Telegraphendienst.

Behufs Activierung des erweiterten Telegraphendienstes hat das Central-
Comits , beziehungsweise die hydrographische Landes -Abtheilnng der k. k. Post-
und Telegraphen -Direction für Österreich unter der Enns jene Stationen nam¬
haft zu machen , deren erweiterte Dienstbereitschaft jeweilig nöthig ist, und
hiebei anzugeben , welcher Grad dieser Diensibereitschast einzutreten hat.

Die k. k. Post - und Telegraphen -Direction verfügt sodann bei den be¬
treffenden Stationen den als nothwendig bezeichneten Grad der Dienstbereitschaft
und ebenso vermittelt diese Direktion die Auflassung der verfügten Dienst-
bereitschaft , wenn solche seitens des Central -Comitss , beziehungsweise seitens
der hydrographischen Landes -Abtheilnng als zulässig erklärt worden ist.

8 34.
Nebst diesen k. k. Telegraphenstationen werden für die Zeit des Bedarfes

die als nothwendig erkannten «Stationen des Polizeitelegraphen und des Tele¬
graphen der Wiener Feuerwehr in den Dienst des Central -Comitss gestellt.

Außerdem werden telegraphische Avisoposten der Polizei -Direction an der
Kreuzung der Prager Reichsstraße mit dem Donaugraben nächst Bisamberg,
beim Wächterhause Nr . 8 der Nordwestbahn , im Uferhause bei Lang -Enzers-
dorf , dann beim Gasthause an der Überfnhrstrckße nach Nussdorf bei Jedlesee
und im Stromaufsichtsgebäude Klosterneuburg (Kuchelau ) errichtet.

Weiters werden die von der Donauregulierungs -Commission errichteten
Telegraphenstationen auf dem linksseitigen Überschwemmungsdamme unterhalb
Wien , und zwar zwischen dem II , Wiener Gemeindebezirkc (Kaisermühlen ) und
der Gemeinde Orth , bei Dammkilometer 6 , 14 und 21 für den Fall des
Bedarfes activiert und in den Dienst des Central -Comitss gestellt.

6 . Während der Überschwemmung.

8 35.
Die für die einzelnen Überschwemmnngsbezirke gebildeten Exposituren

(Rettungshäuser ; Z 18 ) haben den Beginn ihrer Thätigkeit dem Central -Comits
anzuzeigen , und sind zunächst verpflichtet , soviel es nur immer in ihrer Macht
liegt , dafür zu sorgen:

a) dass vor allem die in den Erdgeschossen wohnenden Menschen delogiert
und auf die im ß 24 angedeutete Art nntergebracht werden;

b ) dass die Kranken ärztliche Hilfe und Medicamente erhallen;
e) dass das noch nicht in Sicherheit gebrachte Vieh und vorzüglich die

Pferde und die Kühe ungesäumt aus den Stallungen in die nach Z 25
ausgemitlelten Lokalitäten gebracht werden;

ü ) dass die Commnnication auf den Straßen mittels Schiffen und Wägen
und im Innern der Häuser mittels Treppen oder Schiffen , insolange die
Überschwemmung dauert , fortwährend aufrecht erhalten werde;

s ) dass in den Rettungshänsern die erforderliche Sicherheitswachmannschaft
gegenwärtig und die Rettungsrequisiten , sowie die Rettungsschiffe sammt
Zugehör vorhanden sind;

1) dass , falls die Überschwemmung bei Nachtzeit eintreten sollte , nebst der
gewöhnlichen Straßenbeleuchtung in jedem Hanse mehrere Fenster , sowohl
auf die Gasse , als im Innern der Hofräume erleuchtet werden;

x ) dass den Armen , die sich den im Z 27 erwähnten zweitägigen Vorrath
an Bedarfsgegenständen nicht beschaffen können , dieselben verabreicht
werden;

I») dass den Bewohnern jener Häuser , in welchen die Wasserleitung noch
nicht besteht oder wo die bestehende Leitung unbrauchbar geworden sein
sollte , Trinkwasser in hinlänglicher Menge zugeführt werde;

i ) dass , wenn Verunglückungen von Menschen Vorkommen sollten , die Ver¬
unglückten in die Neitungshäuser oder an Orte gebracht werden , wo sie
der nöthigen Behandlung zugclübrt werden können;

ü ) dass hinsichtlich Vorgefundener Äser die Wasenmeister ihrer diesfälligen
Verpflichtung ans das genaueste Nachkommen;

1) dass , wenn während der Überschwemmung die fernere Bewohnung von
Gebäuden gefährlich werden sollte , bierwegcn sogleich die nöthigen Sicher-
beitsmaßregeln ergriffen oder nach Umständen die darin befindlichen
Parteien delogiert werden.

8 ZS-
Den Anordnungen der exponierten Beamten , die entweder in Uniform

oder mir den vorgeschriebenen Dienflzeichen ihren Dienst versehen müssen , hat
jedermann Folge zn leisten.

8 37.
Sobald die Erpositnren des Central - Comitss in den Rettungshäusern

activiert sind , haben dieselben mindestens einmal des Tages über ihre Thälig-
keit an das Central -Comits zu berichten.

Die Abgabe der regelmäßigen Rapporte ist derart einzurichten , dass die¬
selben spätestens bis 9 Uhr morgens beim Central -Comits einlangen.

8 38.
Während der Dauer der Überschwemmung haben die in den einzelnen

Überschwemmnngsbezirken bestellten Expoflturen in ihren an das Central-
Comits zu richtenden Rapporten den jedesmaligen Umfang der Überschwemmung
genau anzugeben.

Dieselben sind verpflichtet , aus eigener Initiative etwa nothwendig
werdende Maßnahmen anznordnen oder beim Central - Comits derartige weiter¬
gehende Vorkehrungen in Antrag zu bringen.

8 39.
Im Falle des Eintrittes einer Beschädigung an jenen Objecten , deren

Überwachung der Donauregulierungs - Commission obliegt (Z 12 ), hat diese Com¬
mission in ihrem eigenen Wirkungskreise dafür zn sorgen , dass diese Schäden
schleunigst — wenn auch nur provisorisch — behoben werden.

8 40.
Falls die Hilfeleistung von Seite des Militärs nothwendig werden sollte,

hat das Central -Comits dieselbe unmittelbar bei der Militärbehörde (k. und k.
Militärstations -Commando , Platz -Commando in Wien ) anzusprechen.

O . N a ch d e r Ü b e rs ch w em m n u g.

8 41.
Nach Ablauf des Wassers hat der Magistrat dafür zn sorgen , dass die

Straßen , Gaffen und Plätze und das Innere der Häuser vom Schlamme und
den etwa zurückgebliebenen Eisschollen gereinigt werden und überhaupt jedes
Hindernis , wodurch die Commnnication gehemmt ist, beseitigt werde.

Die etwa nothwendig werdende Reinigung der Ufer und der Dämme ist
von der Donauregulierungs -Commission zu veranlassen.

8 42.
Die Straßen - und Hauscanäle sind von dem Stadtbauamte zu unter¬

suchen und ist die Behebung der Vorgefundenen Beschädigung zu veranlassen.

8 43.
Den Bauzustand der überschwemmt gewesenen Gebäude (Wohnungen,

Stallungen , Berkanfsläden , Magazine und Depots von Genussmitteln rc .) hat
der Magistrat sogleich untersuchen zu lassen, und dürfen diese Gebäude nicht
früher wieder benützt werden , bevor nicht der Magistrat die Bewilligung hiezu
erlheilt hat.

Bei dieser Untersuchung ist auf den durch die Überschwemmung etwa
geschädigten Banzustand , wie hauptsächlich darauf zu sehen, ob sich die Gebäude
in einem gehörig ausgetrockneten und für die Benützung qesundheitsnnschäd-
lichen Zustande befinden.

8 14.
Über die Austrocknung und Bewohnbarmachung überschwemmt gewesener

Häuser hat der Magistrat im eigenen Wirkungskreise eine belehrende Kund¬
machung zu erlassen.

8 45.
Der Magistrat hat strenge darüber zu wachen , dass die durch die

Überschwemmung verunreinigten ' oder gänzlich verdorbenen Nahrungs - und
Genussmittel , dann das unbrauchbar gewordene Viehsutter nicht znm Verkaufe
gelangen.

8 46.
Diese Verordnung tritt sofort in Wirksamkeit.

15 .
Stempel auf Eingaben um Einfuhrbewilligung für

amerikanische Reben.
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 14. Ok¬

tober 1901 , Z . 93181 (M .-Z . 84567/XV ) :
Betreffend die Stempelbehandlung von Eingaben um Einfuhrbewilligung

für amerikanische Reben , hat das k. k. Finanzministerium unterm 31 . August
1901 , Z . 28267 , zu entscheiden befunden , dass derlei Eingaben nach der all¬

st*
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gemeinen Norm der T . P . 43 , lit . a 2 des Gesetzes vom 13 . December
1862 , R .-G .-Bl . Nr . 89 , dem Stempel von 1 I! per Bogs » unterliegen.

Hievon werden zufolge Erlasses des k. k. Ackerbauministerinms vom
24 . September 1901 , Z . 23458 , alle k. k. Bezirkshauplmannschaflen und der
Wiener Magistrat in Kenntnis gesetzt.

I«.
Die Errichtung eines ständigen technischen Bureaus
seitens einer zur Herstellung von Anlagen für Er¬
zeugung und Leitung von Elektricität concessionierten
Firma erscheint als Zweigniederlassung , wofür ge¬
mäß 8 4 « (S .-O . eine eigene Concessio » zu er¬

wirken ist.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 15 . October 1901,

Z . 89510 ( M .-Z . 85856/XVIII ) :
Mit der Entscheidung vom 3 . Juli 1901 , Z . 17939 , hat die k. k. Statt¬

hallerei in Innsbruck in Bestätigung des Bescheides des Stadtmagistrates
Innsbruck vom 21 . März 1901 , Z . 8201 , der zur Herstellung von Anlagen
für Erzeugung und Leitung von Elektricität concessionierten Firma Siemens L
Halske Actiengesellschaft Wiener Werk in Wien die Eröffnung eines ständigen
technischen Bureaus in Innsbruck untersagt , insolange die genannte Firma
für diese Zweigniederlassung nicht eine eigene Concession nach Z 40 der Ge¬
werbeordnung erwirkt habe.

Diese Entscheidung wurde damit begründet , dass sich das erwähnte
technische Bureau als eine Zweigniederlassung im Sinne des Z 40 der Ge¬
werbeordnung darstelle , welche die gewerblichen Zwecke des Hauptgeschäftes in
einer Art verfolge und unterstütze , die nicht mehr innerhalb des Rahmens der
mit der Gewerbeberechtigung des Hauptgeschäftes verbundenen Befugnisse sich
vollziehe . Nach § 41 der Gewerbeordnung seien nämlich Gewerbetreibende
zwar befugt , auch außerhalb ihres Standortes Artikel ihres Gewerbes in
Commission zu geben , auf Bestellung zu liefern und bestellte Arbeiten zu ver¬
richten — wobei sie sich bei dem Ausstichen von Bestellungen nach Z 40 der
Gewerbeordnung reisender Agenten bedienen dürfen.

Es stehe daher der Firma das Recht nicht zn , ohne Erwirkung einer
eigenen gewerberechtlichen Concession im Sinne des Z 40 der Gewerbeordnung
förmliche , ans den Betrieb des Gewerbes abzielendc Niederlassungen zu er¬
richten , in welchen Bestellungen auf Erzeugnisse der gewerblichen Hauptnieder¬
lassung entgegengenommen werden.

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlass vom 19 . September
1901 , Z . 34451 , dem hiegegen von der genannten Actiengesellschaft ein-
gebrachten Ministerialrecurse aus den Gründen der angefochtenen Entscheidung
keine Folge gegeben.

Hievon werden behufs entsprechender Danachachtung sämmtliche politischen
Bezirksbehörden in Niederösterreich in Kenntnis gesetzt.

L7.
Sicherheitspolizeilichc Bestimmungen hinsichtlich des

Fuhrwerksverkehres im 11 1̂11 . Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 15 . October 1901,

M .-Z . 27533/XIV:

Auf Grund des Z 100 des Wiener Gemeindestatutes vom 24 . März
1900 , L.- G -- und V . -Bl . Nr . 17 , wird ungeordnet:

1.
In nachbezeichneten Straßen ist das Schnellfahren verboten und darf

nur im Schritte gefahren werden:
Celtesgasse , Khevenhüllerstraße , Ludwiggasse ; Paulinengasse zwischen

Staudgasse und Währingerstraße ; Lacknergassc zwischen Staudgaffe und
Währingerstraße ; Gentzgafse zwischen Türkenschanzstraße und Lazaristengaffe;
Karl Beckgaffe zwischen der Schulgaffe und Währingerstraße ; Kulschkergaffe
zwischen der Währingerstraße und Gentzgafse.

II.

Während der Marktzeit ist das Befahren der Kutschkergasse von der
Schopenhauer - bis zur Währingerstraße verboten.

Der Wagenverkehr in der Schopenhauerstraße zwischen der Theresien-
und Hans Sachsgaffe wird dahin geregelt , dass während der Marktzeit die
ans der Theresiengaffe kommenden Wagen in die Schulgaffe , und die aus der
Hans Sachsgasse kommenden in die Canongasse einzubiegen haben , wogegen
die von der Währingerstraße (im IX . Bezirke ) kommenden Wagen in die
Staudgaffe einzulenken haben.

Den Bewohnern der zeitweilig abgesperrten Straßen und den Ge¬
schäftsleuten , die daselbst Geschäftslocale innehaben , ist die Zu - und Abfahrt
gestattet.

III.

Der Verkehr des Sand - , Schotter - und Stein -Fuhrwerkes von und zur
Türkenschanze , sowie durch die Gentzgafse wird in folgender Weise geregelt:

1 . Das Befahren der Türkenschanzstraße im XVIIl . Bezirke mit be¬
ladenem Sand -, Scbolter - und Sleinfuhrwerke ist verboten.

2 . Für das zwischen der Gerühoferstraßs und dem Währingergürtel
verkehrende Sand -, Schotter - und Steinfnhrwerk ist die Fahrt durch die
Gentzgafse in der Richtung von der Gersthoserstraße zum Währingergürtel
unbeschränkt , in der entgegengesetzten Richtung aber nur in den frühen
Morgenstunden gestaltet , so dass das bezeichnet - Fuhrwerk spätestens um
r/z? Uhr morgens die Gentzgasse verlassen haben muss.

Zur übrigen Tageszeit hat das bezeichnet ? Fuhrwerk in der Richtung
vom Währingergürtel zur Gersthoserstraße die bisher vorgeschriebene Noule
durch die Kreuzgasse gegen die Überbrückung der Vorortelinie der Stadtbahn
und durch die Gersthoserstraße einzuhalten.

3. Das zwischen der Türkenschanze und Döbling verkehrende Sand -,
Schotter - und Steinfuhrwerk hat den zur Hartäckerstraße führenden Theil der
Hochschulstraße , sowie die Feldwege daselbst , die Hrrtäcker -, Chimani - und
Billrothstraße zu benützen.

IV. ;
Die Durchfahrt durch die Köhlergaffe und Eyblergaffe im XVIII . Bezirke

ist für Fuhrwerk jeder Art verboten.
Die Zufahrt zu den Häusern dieser Gaffen wird hiedurch nicht berührt.
Übertretungen dieser Anordnungen , welche mit dem Tage ihrer Ver¬

lautbarung in Kraft treten , werden mit Geldstrafen bis zum Betrage von
400 L oder mit Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.

Die hierämtliche Kundmachung vom 4 . März 1893 , Z . 150737 , be¬
treffend das Verbot des Führens von mehr als zwei nebeneinander gekoppelten
Pferden durch den engen Theil der ehemaligen Johannesgasse in Weiuhaus
zwischen der Fürstengasse und Hauptstraße — ferner die Kundmachung vom
16 . November 1899 , Z . 183497 — endlich die Kundmachung vom 1. Februar
1900 , Z . 216069 — werden hiemit außer Kraft gesetzt.

L8.
Zulassung der Rippendecken der Firma G . A . Wayß

As Comp , bei Bauführungen.
In Erledigung des Ansuchens der Firma G . A . Wayß L Comp , in

Wien , I ., Walfischgasse 11 , um Zulassung der Verwendung der von ihr
erzeugten , patentierten Rippendecken aus mit Rundeisen armierten Portland-
Stampfbeton wurde auf Grund des Magistrats -Beschlusses vom 17 . October
1901 , M .-Z . 49368/IX , mit Rücksicht aus die vom Sladtbauamte vorgenommene
Erprobung die Verwendung dieser Rippendecken bei Bauführungen in Wien
unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1 . Der statische Nachweis für die Tragfähigkeit und Sicherheit der
Construction ist jedesmal durch Vorlage einer Rechnung zu erbringen.

2 . Die beabsichtigte Ausführung dieser Construction ist in den Consens-
Plänen auszuweisen.

3 . Zu den Eiseneinlagcn ist bestes Walzeisen zu verwenden , und ist die
zulässige Zugsanspruchung im Maximum mir 1000 iê per Quadratcentimeter
anzunehmen.

4 . Zur Herstellung des Betons darf nur langsam bindender , absolut
volumenbkständiger Ponlandcement bester Qualität , sowie vollkommen reiner
Flusssand und ebenso Wasser von entsprechender Reinheit und Qualität ver¬
wendet werden , und ist die zulässige Beanspruchung des Betons auf Druck im
Maximum mit 25 leg per Quadratcentimeter anzunehmen . Der Qualitäts¬
nachweis über den Portlandcement kann jederzeit gefordert werden.

5 . Bei Verwendung besten Portlandcementes darf das Mischungsver¬
hältnis im ungünstigsten Falle ans 1 Volumtheil Cemcut und 3 Volumtheilen
Sand bestehen.

6 . Die fertigen Bautheile sind vor rasch eintretendcr Austrocknung ent¬
sprechend zu schützen und ist der Beton namentlich in den ersten Tagen durch
fleißiges Bespritzen oder Begießen entsprechend feucht zu halten.

Bei Temperatur unter Null -Grad darf nicht betoniert werden.
7. Eine Belastung darf erst nach eingetretener entsprechender Erhärtung

des Betons eintreten und soll in der Regel vor vier Wochen nicht zugelassen
werden.

8 . Die Abänderung und Ergänzung beziehungsweise Zurücknahme dieser
Bewilligung nach den Ergebnissen der praktischen Erfahrungen wird Vorbehalten,
und hat das Stadtbauaml während der Bauausführung entsprechende Controle
auszuüben.

Die Gesuchsbeilagen (ein Längenschnittplan und eine statische Berechnung)
werden im Evidenzbureau des Stadtbauamtes hinterlegt.

1«.
— kvpublivsiion . —

Hintanhaltung von Verunreinigungen.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 23 . Februar 1899,

M .-Z . 104807/XI V:

Auf Grund des Z 93 des Wiener Gemcindestatutes vom 19 . December
1890 , L.-G .-Bl . Nr . 45 , wird verordnet:

1 . Die Verunreinigung der Straßen , Plätze , Flussuser , öffentlichen
Anlagen und Baugründe ist verboten . Insbesondere ist das Ausgießen unreinen
Wassers und Blutes , das Ableeren von Schutt , Hauskehricht und sonstigen
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Abfällen , die Ableitung von faulenden oder fäulnisfähigen Substanzen und
von Stalljauche oder Ünrath unstatthaft.

2 . Der Transport von Cement oder anderer leicht verstaubender Gegen¬
stände in schlecht schließenden Behältern ist verboten.

3 . Das Klopfen von Teppichen und Ausstauben von Gegenständen jeder
Art auf öffentlichen Straßen , Gassen und Plätzen , sowie das Äusstauben von
Abwischtüchern , Kleidern . Wäsche rc. aus den Fenstern aus die Straße ist
verboten.

4 . Die Düngergruben dürfen nicht überfüllt werden , und ist die Aus¬
räumung derselben nach Bedarf in den Morgenstunden , und zwar in den
Sommermonaten ( I . April bis 30 . September ) bis 9 Uhr morgens , in den
Wintermonaten fl . October bis 31 . März ) bis 10 Uhr vormittags in der Art
vorzunehmcn , dass hiebei die Umgebung nicht verunreinigt werde . Die Deckel
der Düngergruben müssen nach jeder Räumung beziehungsweise Benützung
derselben wieder ordnungsgemäß geschlossen werden . Die Verladung des
Dünger hat womöglich im Innern der Häuser und nicht auf der Straße
und die V -rfUhrung desselben ohne Zeitvcrsänmnis und mit Vermeidung jeder
Straßcuverunreinigung zu geschehen. Die Düngerwagen müssen derart schließen
und beladen werden , dass Jauche nicht durchsickern und feste Stoffe nicht herab-
sallen können . Diese Wagen wüsten mit Ausnahme jener Bezirkstheile , in denen
die Düngerverführung an keine Zeit gebunden ist, gedeckt sein.

Auf Grundstücken (Wiesen , Äcker, Weingärten ) ist eine länger dauernde
Ablagerung von Dünger in unmittelbarer Nähe von öffentlichen Straßen,
Wegen und Plätzen thunlichst zu vermeiden.

5 . Die mit Dünger beladenen Wagen dürfen ohne Unterschied der Jahres¬
zeit im I . Bezirke nach 10 Uhr vormittags , in den Bezirken II bis inclusive IX
nach bald 12 Uhr vormittags , in den übrigen Bezirken Wiens nach 1 Uhr
nachmittags nicht mehr verkehren . An den zwei Markttagen , Dienstag und
Freitag , ist jedoch die Düngerrerfüyrung aus den Bezirken II bis XX bis
halb 3 Uhr nachmittags gestattet . Ferner ist die Verführung des Düngers an
obige Zeitbeschränkungen in folgenden Bezirksthcilen nicht gebunden : Kaiser¬
mühlen , die oberhalb der Kudlichgasse und der Jnzersdorferstraße gelegenen
Theile des X . Bezirkes , die noch ländlichen Charakter tragenden , nicht dicht
verbauten Tpeile der ehemaligen Vororte : Hietzing , Penzing , Ottakring , Ober-
Döbling , endlich die ehemaligen Vororte : Simmering , Kaiser - Ebersdorf , Hetzen¬
dorf , Altmannsdorf , Lainz , Speising , Ober - und Unter -St . Veit , Hacking,
Hütteldorf , Baumgarten , Breitensee , Dornbach , Neuwaldegg , Pötzleinsdorf,
Gersthof , Neustift am Walde , Salmannsdorf , Unter -Döbling , Ober - und Unter-
Sievering , Grinzing , Heiligenstadt , Nussdorf , Kahlenbergerdorf und Josefsdorf.

6 . Die Abfuhr von Trank , Spülicht , Knochen , Küchenabfällen und
Speiseresten hat womöglich täglich nur in gut geschlossenen Gefäßen auf
bedeckten Wagen innerhalb der im Punkte 5 für DUngerfuhren hestimmten
Zeit zu geschehen.

Der Transport frischer Trebern und Schlempe , letztere in gut ver¬
schlossenen Gesäßen , ist an diese Bestimmung nicht gebunden ; es dürfen sich
jedoch vor Brauhäusern , Spiritus - und Presshesefabnien rc . Wagen vor 4 Uhr
morgens zum Abholen dieser Gegenstände nicht aufstellen.

7 . Die Hinterlegung des Unrathes bei Räumung der Canäle und Senk¬
gruben auf der Straße ist verboten ; derselbe ist vielmehr gleich auf bereit-
gehaltene Wagen , deren Truhen wasserdicht und mit Deckeln verschließbar sein
wüsten , zu laden und es ist dafür zu sorgen , dass beim Wegführen kein Unrath
verschüttet werde,

8 . Das Hineinwerfen von Abfällen jeder Art aus den Haushaltungen
nud gewerblichen Betrieben in die Hauscanäle , Wasserläufe und Aborte , sowie
das Hincinwerfen thierischer Abfälle in Senk - und Düngergruben ist untersagt,
und es habe » insbesondere die btrefsenden Gewerbslente für die entsprechende,
thunlichst rasche Entfernung aller unbrauchbar gewordenen animalischen Abfälle
auf die zur Ablagerung und Vertilg » ,ig bestimmten Plätze zu sorgen.

9 . Ebenso ist es untersagt , sehr heiße , sauere oder alkalische Flüssigkeiten
und Dämpfe oder andere Stoffe in die Canäle abzulassen , welche geeignet sind,
die Canalwandungen und die Canalsohle zu beschädigen , das Äustreten von
Canalgasen auf die Straße oder in benachbarte Wohnungen oder die plötzliche
Entwicklung gesundheitsschädlicher Gase innerhalb der Canäle zu fördern . Die
Ableitung solcher Flüssigkeiten in Canäle ist daher nur nach erfolgter Un¬
schädlichmachung derselben durch Verdünnung , Abkühlung , Sedimentierung,
Neutral,sauon rc . gestattet , Es ist allgemein untersagt , flüchtige , leicht ent¬
zündliche Stoffe oder gar explosive Flüssigkeiten und solche Rückstände in
Canäle und Senkgruben abzulaffen.

10 . Die Hanseigenthümer und Administratoren werden beauftragt , für
die möglichste Reinhaltung des Innern der Häuser , namentlich der Haus - und
Lichthöfe, der Aborte und Pissoire , der Ställe und Düngergruben Sorge zu
tragen , überhaupt alles zu vermeiden , wodurch der Boden verunreinigt und
die Luft verdorben werden kann.

Bereits verwendete , übelriechende Stallstreu darf nicht ausgebreitet,
getrocknet und sodann wieder verwendet werden.

Es ist auch untersagt , aus den Häusern , insbesondere auch ans den
Geschäftslocalen Kehricht , Schutt , verendete Thiere oder was immer für
Abfallstoffe oder Unrath auf die Gaffe zu kehren oder zu werfen.

Es ist ferner verboten , vor dem Eintreffen des Kehrichtsaminelwagens
die Straße mit den Kehrichtgefäße » zu betreten oder gar die Straße oder die
Trottoirs mit den Gefäßen zu verstellen . Endlich dürfen die Mistbehälter nach
ihrer Entleerung auf der Straße nicht ausgestaubt oder ausgeklopft werden.

Übertretungen dieser Vorschrift werden mit Geldstrafen bis zum Betrage
von 400 X oder mit Arreststrafe » bis zu 14 Tagen geahndet.

Durch diese Kundmachung wird die Magistratsknndmachung vom 9 . Februar
1898 , Z . 212036 ex 1896 (siehe Amtsblatt Nr . 34 ex 1898 „ Gesetze, Ver¬
ordnungen rc ." IV ., 7 paZ . 31 ), außer Wirksamkeit gesetzt.

ll. UlMillltivlielNimmliuieii.
Hemeilwerath:

2«.
Aufhebung des F 11 der Kundmachung über die
Abgabe von Wasser aus der Kaiser Franz Josef-

Hochquelleulcitung.
Der Wiener Gemeinderatb hat in seiner Sitzung vom 18 , September

1901 , Z . 11023 ex 1901 , den H 11 der Kundmachung über die Wasserabgabe
aus der Kaiser Franz Josef -Hochqnellenleituug , lautend:

„Um die gute Qualität des Wassers in den Hausleitungen stets zu
erhalten , hat an dem höchsten Auslanfpnnkte jenes Rohres , welches von der
Straße abzweigend in das Haus geführt wird , e,n dünner Wasserstrahl con-
tinuierlich auszufließen , der entweder in ein Reservoir oder in eine Auslauf-
mnschel gerichtet werden kann . Dieser continuierliche Wasserstrahl ist, wenn die
Wasserleitung nicht in die Geschosse geführt wird , bei dem im Erdgeschosse
befindlichen Auslaufe anzubringen.

In beiden Fällen ist aber für diesen Wasserstrahl ein eigens konstruierter
Niederschraubhahu anzuwenden " — aufgehoben . (M .-Z . 2399/VII .)

81afl tratst:
21 .

Hinterlegung der Schlüssel sämmtlicher städtischen
Cassen in der städtische » Hauptcassa.

Zufolge Beschlusses des Wiener Stadtrathes vom 25 . Juni 1901,
Z . 7446 , sind die Duplicats - beziehungsweise Triplicatsschlüssel sämmtlicher
städtischen Cassen (mit Ausnahme jener der städtischen Hauptcassa ) in der
städtischen Hauptcassa zu binterlegen.

Mit Currende des Magistrals -Directors Prep er  äcito . 25 . September
1901 , M .-Z . 30859/III , wurden die Vorstände , beziehungsweise Leiter (Ver¬
walter ) sämmtlicher städtischen Ämter nud Anstalten , sowie die Vorsteher der
Bezirksvertretnngskörper (Bezirksausschüsse , Armeninstitute , Ortsschulräthe rc .)
angewiesen , die vorhandenen Duplicats - beziehungsweise auch Triplicats-
schlüffel (selbstverständlich mit Ausnahme jener Simplexschlüssel , welche zur
doppelten oder dreifachen Cassasperre zu dienen habe ») in einem versiegelten
Couvert , welches mit der genauen Bezeichnung der betreffenden Cassa und
mit der detaillierten Angabe des Inhaltes außen zu versehen ist, der Direction
der städtischen Hauptcassa mittels separaten Gegenscheines , und zwar längstens
bis 15 . October 1901 zuznstellen.

22 .

Städtische Ballführungen auf fremden Grundstücken.
Der Wiener Stadtrath hat die Ämter anlässlich eines besonderen Falles

zufolge Beschlusses vom 28 . August 1901 , Pr .-Z . 10111 , beauftragt , künftighin
Kabellegungen und andere städtische Banführungen auf der Gemeinde nicht
gehörigen Grundstücken nicht früher in Angriff zu nehmen , bevor der betreffende
Grundeigenthümer entweder seine bedingungslose Zustimmung ertheilt oder
der Stadtrarh über die Forderungen und Bedingungen des Grundeigenthümers
endgiltig Beschluss gefasst hat . (M .-Z . 66098/V .)

Magistrat:
23

Verfahren bei Entscheidungen über die Pflicht zur
Zahlung von Spitalspflegegebüren.

Erlass des Magistrats -Directors Prey  e r vom 31 . Juli 1901,
M .-Z . 62063/XVlII , an die magistratischen Bezirksämter:

Um eine verlässliche Grundlage für die administrativen Entscheidungen
über die Pflicht zur Zahlung von Gebüren für Pflege in den Wiener k. k.
Krankenanstalten zu sichern, und die Verhandlungen zu vereinfachen , welche
diesen Entscheidungen voransgehen , hat die k. k. u .-ö. Statthalterei den
Direktionen und Leitungen , dann den Verwaltungen dieser Anstalten ver¬
schiedene Weisungen gegeben.
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Unter Hinweis auf den bei den Wiener k. k. Krankenanstalten hiedurch >
neu eingesiihrten Geschäftsgang , sowie aus die wiederholten , nachdrücklich ein-
geschärften und dennoch nichl immer beobachteten Aufträge der k. k. n .-ö.
Statthalterei zur beschleunigten Durchführung der in Rede stehenden Amts¬
handlungen erhielten die Bezirksbehörden zufolge Erlasses der k. k. n .- ö.
Statthaltern vom 30 . Juni 1901 , Z . 11388 , noch insbesondere folgende
Weisungen:

1 . Wenn die Krankenversicherungspflicht und sohin die Caffenzugehörigkeit
eines Kranken . zweifelhaft ist, so ist nach Abschluss der erforderlichen Er¬
hebungen , wenn die in Frage kommende Krankencassa auch dann noch die
Zahlung verweigert , dann , wenn diese Weigerung nicht aus ganz unzweifel-
hafl unstichhälligen Gründen erfolgt ist, vorerst wenn es sich um einen An¬
gehörigen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder handelt,
eine Erklärung des Landesausschusses seines Heimatslandes hinsichtlich der
Übernahme der Gebürenzahlung auf den Landesfond einzuholen ; anerkennt
der Landesausschuss die Weigerung der Krankencassa nicht als berechtigt , so
hat bei Lehrlings -Krankencassen die Bezirksbehörde selbst zu entscheiden , und
diese Entscheidung auch dem Landesausschusse unter Sicherstellung des Zu-
stellnngstages mitzutheilen , sonst aber , wenn die belangte Krankencassa zu den
im Z 11 des Krankenversicherungsgesetzes bezeichnten Tassen gehört , die Ver¬
handlung der Slatthalterei behufs Entscheidung auf Grund des Z 66 des
Krankenversichernngsgesetzes vorzulegeu.

Eine selbständige Vorentscheidung hinsichtlich der Cafsenmitgliedschaft des
Kranken zur Zeit seiner Aufnahme in das öffentliche Krankenhaus hat zu
unterbleiben.

2 . Auch in allen Fällen , in welchen es sich um die in der Wiener
Gesinde -Ordnung der ui ^derösterreichischen Dienstboten -Ordnuug oder in dem
Hofkanzleidecrete vom 14 . Februar 1837 , Z . I23S6 (Regierungs -Eirculare
vom 30 . März 1837 , Z . 12234 , Prov . Ges . S . Nr . 35 ) begründete Zahlungs-
Pflicht eines Dienst - oder Arbeitgebers handelt , dieser die Zahlung verweigert
und seine Zahlungspflicht nicht unzweifelhaft ersichtlich ist, ist vor der Ent¬
scheidung dem Landesausschusse des Heimatlandes des Kranken Gelegenheit
zu geben , sich über die Einwendungen des Dienst - oder Arbeitgebers zu
äußern , und darf auch hier , wenn das Erkenntnis eine Entlastung des Dienst¬
oder Arbeitgebers ausspricht und deshalb dem Landesausschusse mitgetheilt
werden muss , die Sicherstellung des Tages dieser Zustellung au den Landes¬
ausschuss nicht unterlassen werden.

3 . Wenn eine Krankencassa (bei Lehrlings -Krankencassen die Genossen-
schaftsvorstehung ) in der Beantwortung der an sie gerichteten Zuschriften
säumig ist, so ist dieselbe in Anwendung , beziehungsweise unter Anrufung des
Aufsichtsrechtes (Z 121 d , Absatz 3 der Gewerbe -Ordnung , bei Genossenschaften
8 127 der Gewerbe -Ordnung , bei Bezirks - und Betriebs -Krankencassen Z 30,
Absatz 1 , beziehungsweise Z 47 des Krankenversicherungsgesetzes , bei Vcreins-
Krankencassen HA 23 und 24 des Vereins -Patentes vom 26 . December 1852,
R .-G .-Bl . Nr . 258 , und ß 24 des Versicherungs -Regulativs vom 18 . August
1880 , R .-G .-Bl . Nr . 110 ) unmittelbar oder im Wege ihrer Aufsichtsbehörde,
nöthigenfalls auch durch Ordnungsstrafen zur Einhaltung des gebotenen raschen
Geschäftsganges zu verhalten.

4 . In allen Fällen , in welchen Erhebungen über den Bestand eines
gewerblichen Arbcitsverhältnisses erforderlich sind , ist in das vom Gewerbe-
Inhaber gemäß A 88 der Gewerbe -Ordnung zu führende Arbeitsverzeichnis
Einsicht zu nehmen . Stellt sich hiebei heraus , dass dieses Verzeichnis gar nicht
oder nicht vorschriftsmäßig geführt wurde , oder vor Ablauf von 3 Jahren
nach der letzten Eintragung nicht mehr vorhanden ist (Handelsministerial-
Verordnung vom 24 . Decembcr 1893 . N .-G .- Bl . Nr . 7), so wird unter Be-
dachtnahme auf die Vorschriften des Z 140 der Gewerbe -Ordnung über die
Verjährung auch die Strafarmshandlung einzuleiten sein.

5 . Zur Übersendung von Geldbeträgen an eine k. k. Krankenanstalt sind
in der Regel die von dieser übermittelten Postcheckblankette zu verwenden.

Dem Wiener Magistrate wird noch im besonderen mit Beziehung auf
die Ausführungen des Berichtes vom 8 . Jänner 1901 , Z . 7193 ox 1900,
Folgendes bemerkt:

In jenen Fällen , wo der Verpflegte selbst oder seine Anverwandten
zahlungspflichtig sind , ist auch die nur versuchsweise Einhebung der Gebüren
im Wege der politischen Execution unzulässig und ist daher die in solchen
Fällen übliche Inanspruchnahme des Execntionsamtes ganz abzustellen.

Es wird dann allerdings kein auf solche Weise beschaffter Nachweis über
die Uneinbringlichkeit der Gebür vorliegen ; diesbezüglich sind also anderweitige
Erhebungen vorzunehmen ; nicht der Verpflegte selbst ist zur Beibringung eines
Armutszeugnisses zu verhalten , sondern dieses vom Amte einzuholen.

Von Entscheidungen über die Zahlungspflicht des Verpflegten hat es bei
den Bezirksämtern abzukommen , da solche außerhalb des Wirkungskreises der
politischen Behörden fallen . Wenn die Verpflichtung der Gemeinde Wien , die
angesprochenen Gebüren aus der Dienstboten -Krankencassa zu bezahlen , seitens
der Stadt -Buchhaltung anerkannt wurde , ist die vorläufige Ausfertigung einer
sogenaunlen „ Spitalsanweisung " entbehrlich . Es hätte vielmehr in diesem
Falle gleich die Zahlung zu erfolgen und wäre diese nicht erst durch das
Bezirksamt , sondern gleich von der Stadt - Buchhaltung zu veranlassen.

Lehnt die Gemeinde die Zahlung ab , so hat die k. k, Krankenhaus¬
verwaltung von nun an die Enthebung der Gebür vom Dienstgeber zunächst
selbst zu versuchen ; erst wenn dieser Versuch erfolglos geblieben ist, wendet
sich die Krankenhausverwaltung wieder an das Bezirksamt . Dieses hat daher
nicht erst nochmals die Einhebung durch die „Hauptcassen -Abtheilung " zu ver¬
suchen , sondern sogleich die protokollarische Einvernehmung des Dienstgebers
und die sonst noch erforderlichen Erhebungen vorzunehmen.

Die bei vielen magistratischen Bezirksämtern übliche Aufforderung an
die als zahlungspflichtig angesehene Krankencassa zur Einzahlung der Gebüren
mit der Androhung , dass im Falle der Weigerung die Entscheidung der Statt¬
halterei werde eiugeholt werden , welche Aufforderung überflüssig ist und nach
ihrem Wortlaute vielfach als Entscheidung des Bezirksamtes aufgefasst worden
ist, hat in Hinkunft zn unterbleiben.

Ebenso ist den Bezirksämtern unter Hinweis auf Z 66 des Kranken¬
versicherungsgesetzes zu erinnern , dass es ihnen auch nicht zukommt , eine
Entscheidung des Inhalts zu fällen : „ dass keine Krankencassa als zahlungs¬
pflichtig sestgestellt werden konnte " .

Die bezüglichen bei den Bezirksämtern in Verwendung stehenden Druck¬
sorten sind außer Gebrauch zu setzen.

24 .

Anschaffungen für städtische Ämter im Handeinkanse.

Erlass des Magislrats -Directors Preyer  vom 18 . September
1901 , M .-D .-Z . 2476:

Es wurde mir zur Kenntnis gebracht , dass mehrere städtische Ämter
bei der im „Handeinkaufe " erfolgenden Anschaffung von Schreibmaterialien,
Schapirographen u . dgl . die Lieferung durch Personen bewerkstelligen ließen,
welche keine gewerbliche Berechtigung für den betreffenden Geschäftszweig
besaßen.

Ein derartiges Vorgehen muss entschieden missbilligt werden , weshalb
ich die Anordnung treffe , dass künftighin Anschaffungen für städtische Ämter
nur bei erwiesenermaßen gewerbsberechtigten Geschäftsleuten zu erfolgen haben,
demnach vor der Anschaffung in entsprechender Weise zu prüfen sein wird , ob
der betreffende Offerent eine ihn zur Lieferung berechtigende Gewerbsurkunde
besitzt. Bei städtischen Contrahenten entfällt selbstverständlich eine derartige
Untersuchung , da schon bei der Bestellung derselben der Nachweis der gewerb¬
lichen Berechtigung vorgelegt werden muss.

25 .

Übertragung der Verwaltung des Theresienbades
an das Magistrats -Departement VII.

Erlass des Magislrats -Directors Pr ey er vom 20 . September
1901 , M .-D .-Z . 2372 :

Der Herr Bürgermeister hat sich bestimmt gefunden , die Verwaltung der
städtischen Badeanstalt „ Theresienbad " , welche bisher dem magistratischen Be¬
zirksamte für den XII . Bezirk zugewiesen war , dem Magistrats -Departement VII
zu übertragen.

Es sind daher alle auf die Verwaltung dieses Bades bezüglichen , noch
nicht erledigten Acten sofort dem Magistrats -Departement VII zu übermitteln .

Die nicht ans die Badeanstalt , sondern auf die übrigen Theile der
„Theresienbad " genannten Realität bezughabenden Verwaltungs -Angelegen¬
heiten bleiben dem magistratischen Bezirksamte für den XII . Bezirk zugewiesen.

2«.
Einladung der Mitglieder der vom Gemeinderathe
zur Controls des unbeweglichen Vermögens ein¬

gesetzten Commission zn den Localaugenscheinen.

Magistrats -Director Preyer  hat mit Erlass vom 24 . Sep¬
tember 1901 , M .-D .-Z . 2460 , nachstehenden Präsidial -Eclass des
Bürgermeisters Dr . Karl Lueger  vom 18 . September 1901,
Pr .-Z . 11054 , zur Kenntnisnahme und Danachachtung hinaus¬
gegeben :

Anlässlich des Ansuchens der k. k. Post - und Telegraphen -Direction in
Wien um Renovierungen in dem für das k. k. Postamt Nr . 82 vermieteten
städtischen Hause XII ., Meidlinger Hauptstraße 4 (M .-Z . 63903 ), hat der
Magistrat einen Localaugenschein ausgeschrieben und zu demselben auch ein
Mitglied der vom Gemeinderathe zur Controle des unbeweglichen Vermögens
eingesetzten Commission eingeladen.

Nach dem Magistratsberichte war der hiezu eingeladene Vertreter infolge
Abreise verhindert zu intervenieren.

Sache des Magistrates wäre es nun in diesem Falle gewesen , einen
der übrigen zwei Vertreter einzuladen . Dass der Localaugenschein stattgefunden
hat , ohne dass diese Einladung erfolgte , hat den Stadtrath in seiner Sitzung
vom 13 . September veranlasst , nachstehenden Beschluss zu fasten:

„Der Magistrat wird beauftragt , in Hinkunft für jeden Fall ein Mitglied
der Häuser - Lommission zuzuziehen , respective für den Fall der Verhinderung
eines Mitgliedes die übrigen Vertreter der Commission einzuladen ."

Ich ersuche Sie , Herr Magistrats -Director , das Weitere zu veranlassen.
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27.

Vereinfachung bei der Berechnung der Wasser-
gebüren.

Erlass der Magistrats -Direction an die magistratischen Be¬
zirksämter vom 26 . September 1901 , M .-Z . 2477/V1I:

Behufs Ermöglichung der richtigen Gebücenberechnung bei der quartal-
mäßigen Controle des Wasserverbrauches werden sämmtliche Änderungen der
gebürenden Wasserquanlitäten dem Wasserbezugs -Revisorate gleich bei der
Acten -Erledigung im kurzen Wege bekannlgegeben und die diesbezüglichen
Acten mit der Stampiglie : „Im Wafferbezugs - Revisorat vorgemerkt " versehen.

Die Bezirksämter werden sohin verständigt , dass die Rückleitung der mit
dieser Stampiglie versehenen Acten an die Buchhaltung , beziehungsweise an
das Wasserbezugs -Revisorat als Videat -Acten nicht mehr uothwendig ist,
insofern nicht Reducicrungeu von Mehrverbrauchsgebüren auf den Preis von
9 L per Hektoliter , oder gänzliche Abschreibung derselben , welche vom Stadt-
rathe genehmigt wird , in diesen Acten enthalten sind.

28 .

Verbot von Sammlungen unter den städtischen Be¬
amten und Dienern anlässlich von Dienstjubiläen

» . dergl.
Magistrats -Director Preyer  hat mit Erlass vom 3 . Oc¬

tober 1901 , M .-D .-Z . 2583 , nachstehenden an ihn gerichteten
Präsidial -Erlass des Bürgermeisters Dr . Lueger  vom 26 . Sep¬
tember 1901 , Z . 11450 , zur Kenntnisnahme und Danachachtung
hinausgegeben:

Es kommt wiederholt vor , dass aus Anlass des Jubiläums eines
Amts - oder Abtheilungs -Vorstandes dem Jubilar von den demselben unter¬
gebenen Beamten und Dienern Geschenke überreicht und Festlichkeiten ver¬
anstaltet werden , deren mitunter nicht unbedeutende Anschaffungs - und Ver-
anstaltungskosten von dem dem Jubilar unterstehenden Amts - beziehungs¬
weise Dienstpersonale im Sammlungswege aufgebracht und bestritten werden.

Da durch eine solche Sammlung , wenn auch nur indirect und unter
dem Scheine freiwilliger Leistungen , gewistermaßen doch ein Zwang auf das
dem Gefeierten untergeordnete und von demselben abhängig - Personale aus-
geübt wird , finde ich mich bestimmt , derartige Sammlungen für die Zukunft
strengstens zu untersagen.

Von den Amtsvorständen , welchen aus was immer für einem Anlaste,
die Untergebenen Geschenke zu überreichen beabsichtigen , erwarte ich, dass sie
die Annahme solcher ablehnen , widrigens ich mich genöihigt sehen würde,
gegen die Zuwiderhandelnden im Disciplinarwege vorzugehen.

Ich ersuche Sie , Herr Magistrats -Director , diesfalls das Weitere zu
veranlassen und sämmtliche Beamten und Diener von dieser meiner Anordnung
in Kenntnis zu setzen.

III. Gesetze
von besonderer Wichtigkeit für den politischen Ver¬

waltungsdienst.
29 .

Gebarnngsiiberschüsse der kumulativen Waisencassen.

Gesetz vom 29 . August 1901 , betreffend die Verwendung der
dem Erzherzogthume Österreich unter der Enns auf Grund des
Gesetzes vom 3 . Juni 1901 , N .-G .-Bl . Nr . 62 , zugewiesenen
Theile der Gebarungsüberschüsse der cumulativen Waisencassen
(L.-G .-Bl . Nr . 42 ) :

Über Antrag des Landtages Meines Erzherzogthumes Österreich unter
der Enns finde Ich anzuordnen , wie folgt:

8 l.
Von dem gemäß Z 1 des Gesetzes vom 3. Juni 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 62,

dem Erzherzogthume Österreich unter der Enns alljährlich überwiesenen Theile
der Gebarungsüberschüste der cumulativen Waisencassen wird der k. k. Reichs¬
haupt - und Residenzstadt Wien die Hälfte dieses Betrages überlassen , welcher
im Sinne des Gesetzes vom 3. Juni 1901 , R .-G .-Bl . 'Nr . 62 , und der nach-
folgenden Bestimmungen dieses Gesetzes ausschließlich zur Pflege und Erziehung
armer , nach Wie » zuständiger Waisen , sowie verwahrloster oder verlassener
Kinder bis zum zurückgelegten 18 . Lebensjahre zu verwenden ist, wobei die
Waisen von im Kriege oder sonst in unmittelbarer Ausübung des Wehrdienstes

um das Leben gekommenen Militärpersonen vorzugsweise Berücksichtigung zu
finden haben.

Über die gesetzmäßige Verwendung des der k. k. Neichshaupt - und
Residenzstadt Wien zugewiesenen Theilbetrages hat dieselbe alljährlich einen
Rechenschaftsbericht der k. k. niederösterreichischen Slatthalterci und dem nieder-
österreichischen Landtage , letzterem im Wege des niederösterreichischen Landes-
Ausschusses zu erstatten.

8 2.
Die dem Erzherzogthume Österreich unter der Enus mit Ausschluss von

Wien verbleibende Hälfte der dem Lande zugewiesenen Theile der Gebarungs¬
überschüsse der cumulativen Waisencassen ist zur Pflege armer , in dem Kron-
lande Österreich unter der Enns , mit Ausschluss von Wien , zuständiger
Waisen , sowie verwahrloster oder verlassener Kinder bis zum zurückgelegten
18 . Lebensjahre zu verwenden , wobei die Waisen von im Kriege oder sonst
in unmittelbarer Ausübung des Wehrdienstes um das Leben gekommenen
Militärpersonen vorzugsweise berücksichtigt werden müssen.

Über die gesetzmäßige Verwendung dieses Theilbetrages hat der nieder¬
österreichische Landes -Ausschuss alljährlich einen Rechenschaftsbericht dem k. k.
Ministerium des Innern im Wege der k. k. niederösterreichischen Statthalterei
zu erstatten.

8 3.
Unter „ arme Waisen " sind zu verstehen:
1 . arme , ganz verwaiste (elternlose ) Kinder;
2 . halbverwaiste , gänzlich vermögenslose Kinder , deren Vater , beziehungs¬

weise Ernährer gestorben ist, wenn die Mutter derselben nachweisbar für die
Pflege und Erziehung der Kinder zu sorgen nicht imstande ist.

8 4.
Verlassene Kinder sind jene:

a ) deren Vater beziehungsweise Ernährer verschollen oder wegen unheil¬
baren körperlichen oder geistigen Leiden in einer Anstalt oder in einem
Armenhause untergebracht ist, wenn die Mutter derselben nachweisbar
für die Pflege und Erziehung der Kinder zu sorgen nicht imstande ist;

b ) deren Erzeuger und deren Heimat unbekannt sind , wenn für dieselben
nicht anderweitig fürgesorgt ist;

c) Findlinge , welche der Firidlingspflege nicht mehr theilhaftig sind und
für welche anderweitig nicht vorgesorgt ist;

ä ) Kinder , deren Ellern wegen Misshandlung ihrer Kinder verurtheilt und
deren Vater der väterlichen Gewalt verlustig erklärt wurden , oder gegen
deren Vater eine der im Z 178 des Allgemeine » bürgerlichen Gesetzbuches
vorgesehenen Verfügungen getroffen worden ist.
In besonders berückstchtigungswürdigen Fällen steht dem Landes -Ausschusse,

beziehungsweise der Gemeinde Wien das Recht zu , Kinder , deren Eltern in
Unlersuchnugs - oder Strafhaft sich befinden oder Kinder , deren Vater be¬
ziehungsweise Ernährer wegen unheilbaren körperlichen oder geistigen Leiden
zur Aufnahme in eine Anstalt oder in ein Armenhaus geeignet ist, oder deren
Vater wegen moralischer Gebrechen der väterlichen Gewalt verlustig erklärt
wurde , als verlassene Kinder zu behandeln.

Sind die Eltern verlassener Kinder erwerbsfähig oder vermögend , so
ist der ganze oder iheilweise Ersatz der für diese Kinder erwachsenden Ver-
pflegs - und Erziehungskosten von denselben hereinzubringen.

8 5.
Uneheliche Kinder , deren Mütter Vermögen besitzen oder erwerbsfähig

sind , oder für welche von deren Erzeugern die zum Unterhalte des Kindes
erforderlichen Alimentationsbeträge geleistet werden , sind nicht als „ verlassene"
und auch nicht als „ halbverwaiste " Kinder anzusehen.

8 6.
Für arme Waisen und verlassene Kinder im Alter unter sechs Jahren

haben wie bisher die Armenbehördcn zu sorgen ; dort , wo eine weitere Unter¬
stützung dieser Kinder erforderlich ist, ist dieselbe aus den dem Lande Nieder¬
österreich , respective der Haupt - und Residenzstadt Wien mit dem Gesetze vom
3 . Juni 1901 , R .- G .-Bl . Nr . 62 , zugewiesenen Mitteln zu leisten.

Vom erreichten sechsten Lebensjahre an können arme Waisen und ver¬
lassene Kinder über Ansuchen der Armenbehörden und der Vormünder , in
welchen Ansuchen in jedem Falle die Zustimmung der Obervormnndschafts-
behörde ausgewiesen sein muss , in Waisenanstalten ausgenommen werden.

8 7.
Die Confejsion , sowie die eheliche oder uneheliche Abstammung eines

Waisenkindes ist nicht in Betracht zu ziehen.

8 8-
Die Pflege und Erziehung der Kinder in Waisenanstalten hat in Gemäß¬

heit der Anstaltsstatuten zu erfolgen.

8 9.
Moralisch verwahrloste Kinder , welche nach Niederösterreich einschließlich

der k. k. Neichshaupt - und Residenzstadt Wien zuständig sind , sind in Gemäß¬
heit des Gesetzes vom 24 . Mai 1885 , R .-G .-Bl . Nr . 90 , in die niederöster¬
reichischen Landes -Besserungsanstalten abzugeben , und sind die Kosten wie
bisher aus dem niederösterreichischen Landesfonde zu bestreiten.

8 io.
Die Überwachung aller Angelegenheiten , welche die Pflege und Erziehung

der in diesem Gesetze benannten Kinder betreffen , steht unbeschadet des den
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staatlichen Behörden auf Grund bestehender Gesetze zukommenden Aufsichls-
rechtes dem niederösterreichischen Landes -Ausschusse , respeclive der Gemeinde
Wien zu.

Hiedurch wird die Competenz der k. k. Behörden in Bezug ans die Ver¬
waltung der k. k. Waisenhäuser nicht berührt.

8 N-
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit.
Mit dessen Vollzug sind Meine Minister der Justiz , des Innern , sür

Cultus und Unterricht und der Finanzen beauftragt.

Verzeichnis der iui Reichsgesetzblatte und im Lnudes-
qesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1881 publicierten Gesetze und Verordnungen.
X. Reichsgefehblatt.

Nr. 143 . Verordnung des Eisenbahnministers
vom 24 . September 1901 , betreffend die Abänderung und Er¬
gänzung einiger Bestimmungen des mit Verordnung vom 10 . December 1892
sR .-G .-Bl . Nr . 207 ) mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1893 eingeführten
Beiriebsreglements für die Eisenbahnen der im Reichsrathe vertretenen König¬
reiche und Länder.

Nr . 144 . Verordnung des Justizministers im
Einvernehmen mit den Ministern des Innern , des
Handels und der Finanzen vom 3 . September 1901,
betreffend die Erhöhung der den Beisitzern und Ersatzmännern des Gewerbe¬
gerichtes in Aussig a . E . zu gewährenden Entschädigung.

Nr . 145 . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Innern , der Finanzen , des Handels und
der Eisenbahnen vom 11 . September 1901 , betreffend die
Ermächtigung des k. k. Hauptzollamtes in Trantenau zur Abfertigung der mit
der Post aus dem Auslände eiulangenden Pflanzensendnngen.

Nr . 148 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 14 . September 1901 , betreffend die provisorische Zulassung
der Elektricitätszähler - Typen X4 VIII und X4IX zur aichamtlichen Beglaubigung.

Nr . 147 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 19 . September 1901 , betreffend die Bildung eines Erwerb-
steuer - Veranlagungsbezirkes für den Bereich der neu errichteten , Bezirkshaupt-
mannschaft Schlanders in Tirol , sowie die hiedurch bewirkte Änderung hin¬
sichtlich des Erwerbsteuer -Veranlagungsbezirkes politischer Bezirk Meran.

Nr . 148 . Gesetz vom 27 . September 1901 , mit welchem
in theilweiser Abänderung und Ergänzung der Gesetze vom 30 . April 1870,
R .-G -Bl . Nr . 68 , und vom 24 . November 1876 , R .- G -Bl . Nr . 137 , die
Dienstverhältnisse der bei der staatlichen Veterinärverwaltung in Verwendung
stehenden Nmts -Thierärzte einer neuen Regelung unterzogen werden.

Nr . 148 . Conccssionsurkunde vom 17 . August 1901
sür die Eisenbahn Rakonitz — Laun.

Nr . 150 . Concessionsurkundc vom 28 . September
1901 , für die Localbahn von Hartberg nach Friedberg.

Nr . 151 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 23 . September 1901 , betreffend die Bildung eines Erwerb-
steuer - Beranlagungsbezirkes für den Stadtheil Lieben der königlichen Haupt¬
stadt Prag.

Nr . 153 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 24 . September 1901 , betreffend
das Verbot des Hausierhandels im Gebiete der Stadt Hainburg .*)

Nr . 153 . Verordnung des Gesammtministeriums
vom I . October 1901 , über die Verleihung der vollen Gerichts¬
barkeit an das k. u . k. Bice -Consulat in Crajova.

Nr . 154 . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 2 . October 1901,
betreffend die Ausdehnung des Verbotes der Ein - und Durchfuhr gewisser
Waren und Gegenstände aus Constantinopel vom 3 . August 1901 , R .-G -Bl.
Nr . 118 , auf das Stadt - und Hafengebiet von Neapel.

») Erscheint in vieler Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.

Herausgeber : Die Gemeinde Wien . — Verantwortlicher

Papier aus der k. l . priv . Pittener Papierfabrik . — Buchdrucke

Nr . 155 . Kaiserliches Patent vom 1 . October 1901,
betreffend die Auflösung der Landtage von Dalmatien , Tirol , Görz und
Gradiska , sowie Istrien.

Nr. 150 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 4 . October 1901 , betreffend die definitive Zulassung der Elek-
Iricitätszähler -Type XXVIII und die provisorische Zulassung der Elektricitäts-
zähler -TyP -n 4 , 41 und 411 zur aichamtlichen Beglaubigung.

Nr . 157 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
^ vom 6 . October 1901 , betreffend die Einrichtung und Besorgung

des Dienstes bei dem Baue neuer Eisenbahnlinien.

6 . Lnndesgkskliblatt.
Nr . 41. Kundmachung der k. k. niederösterreichischen

Fin anz >Landes -Direction vom 26 . September 1901,
Z . 67161 , betreffend die Termine zur Einzahlung der directen Steuern
im IV . Quartale 1901.

Nr . 43 . Gesetz vom 29 . August >901 , betreffend die
Verwendung der dem Erzherzogthume Österreich unter der Enns aus Grund
des Gesetzes vom 3. Juni 1901 , R .- G .-Bl . Nr . 62 , zugewiesenen Theile der
Gebarungsllbcrschüsse der cumulativen Waisencassen .*)

Nr . 43 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 21 . Sep¬
tember 1901 , Z . 85929 , betreffend die der Gemeinde Wien ertheilte
Bewilligung zum Verkaufe mehrerer städtischer Gründe im III . Bezirke.

Nr . 44 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 21 . Sep¬
tember 1901 , Z . 85928 , betreffend die der Gemeinde Wien ertheilte
Bewilligung zum Verkauf von drei Baustellen im I . Bezirke iFleischmarkt und
Schönlaterngasse ) .

Nr . 45 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 1. Oc¬
tober 1901 , Z . 87892 , betreffend die der Gemeinde Gaunersdorf
ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer Auflage von 3 X 40 b von jedem
im Gemeindegebiete Gaunersdorf zum Verbrauche gelangenden Hektoliter Bier
für die Jahre 1902 und 1903.

Nr . 48 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 1. Oc¬
tober 1901 , Z . 87893 , betreffend die der Gemeinde Kagran ertheilte
Bewilligung zur Eiuhebung einer Auslage von 3 X 40 b von jedem im Ge¬
meindegebiete Kagran zum Verbrauche gelangenden Hektoliter Bier für die
Jahre 1902 , 1903 und 1904.

Nr . 47 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 3 . Oc¬
tober 1901 , Z . 88704 , betreffend die Verlautbarung des von der
Wasscrgeuossenschafl in Wenjapons mit dem niederösterrelchischen Lanbes-
ausschusse und der Staatsverwaltung in Gemäßheit des Z 5 des Gesetzes vom

l 28 . Juni 1901 , L.-G -- und V .-Bl . Nr . 28 , abgeschlossenen Übereinkommens,
betreffend die Entwässerung versumpfter Grundstücke in Wenjapons.

Nr . 48 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
8 . October 1901 , Z . 92676 , betreffend das Verhalten vor,
während und nach einer Überschwemmung der an der Donau und am Wiener
Donaucanale liegenden Gemeindebezirke Wiens .*)

Nr . 49 . Gesetz vom 23 . September 1901 , mit welchem
die Zeitdauer der Bestimmung für die Bestreitung der Herstellung ? - und
Erhaltungskosten in der Leithastrecke von Trautmannsdorf abwärts er¬
weitert wird.

Nr . 5V . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
8 . October 1901 , Z . 92800 , betreffend die der Gemeinde Mödling
ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer Canalumlage.

») Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenom men.

Redacteur : Magistratsrath Dr . Friedrich Edler v. Radler,

cei E . Kainz «v R . Liebhart , vormals I . B . WalliShaufser.
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